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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1. Oktober 1959 

7 — 80202 — 3380/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Schwerbeschädigtengesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 208. Sitzung am 10. Juli 1959 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie aus der Anlage 2 
ersichtlich Stellung genommen. Im übrigen hat der Bundesrat 
gegen den Entv/urf keine Einwendungen erhoben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ergibt sich aus der Anlage 3. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Gesetz über die Beschäftigung Schwerbeschä- 
digter {Schwerbeschädigtengesetz) vom 16. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 389) mit den Änderungen durch 
das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung vom 
23. August 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 614) und durch 
das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 785) wird wie folgt geändert; 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Buchstaben a bis c des Absatzes 1 erhal- 
ten folgende Fassung: 

„a) infolge einer gesundheitlichen Schädi- 
gung im Sinne der §§ 1 und 82 des Bun- 
desversorgungsgesetzes in der Fassung 
vom 6. Juni 1956 {Bundesgesetzbl. I 
S. 469), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 
661), oder im Sinne des § 81 des Solda- 
tenversorgungsgesetzes vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 785) oder 

b) infolge einer gesundheitlichen Schädi- 
gung im Sinne der §§ 2 und 4 des Ge- 
setzes über die Abgeltung von Besat- 
zungsschäden vom 1. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 734) oder 

c) infolge einer gesundheitlichen Schädi- 
gung durch nationalsozialistische Ge- 
waltmaßnahmen im Sinne des Bundes- 
entschädigungsgesetzes in der Fassung 
vom 29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 559, 562), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 663), oder". 

b) Hinter Buchstabe c des Absatzes 1 wird ein- 
gefügt: 

„d) infolge einer gesundheitlichen Schädi- 
gung im Sinne des § 4 des Häftlings- 
hilfegesetzes in der Fassung vom 
13. März 1957 (Bundesgesetzbl. 1 S. 168) 
oder". 

c) In Absatz 1 treten an die Stelle der bisheri- 
gen Buchstaben d und e die Buchstaben e 
und f. 

d) In Absatz 3 tritt an die Stelle des Buchsta- 
bens d der Buchstabe e. 


2. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Gleichgestellte 

(1) Auf ihren Antrag soll die Hauptfürsorge- 
stelle nach Anhörung des Arbeitsamtes 

a) Personen, die infolge einer gesund- 
heitlichen Schädigung im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 nicht nur vorübergehend 
um weniger als 50 vom Hundert, aber 
wenigstens 30 vom Hundert in ihrer 
Erwerbsfähigkeit gemindert sind, so- 
wie 

b) Personen, die nicht nur vorüberge- 
hend um wenigstens 50 vom Hundert 
in ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert, 
aber nicht Schwerbeschädigte im Sinne 
des § 1 sind, 

den Schwerbeschädigten gleichstellen, wenn sie 
ohne diese Hilfe einen geeigneten Arbeitsplatz 
nicht erlangen oder nicht behalten können und 
im Einzelfall hierdurch die Unterbringung von 
Schwerbeschädigten nicht beeinträchtigt wird. 
Auf die gleichgestellten Personen finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes mit Ausnahme der 
§§ 31, 33, 35 und 36 entsprechende Anwendung. 

(2) Die Gleichstellung soll auf bestimmte Be- 
triebe beschränkt werden. Sie kann frühestens 
nach Ablauf von zwei Jahren widerrufen wer- 
den. Wird der Grad der Minderung der Er- 
werbsfähigkeit bei Personen im Sinne des Ab- 
satzes 1 Buchstabe a auf weniger als 30 vom 
Hundert festgesetzt oder bei Personen im Sinne 
des Absatzes 1 Buchstabe b auf weniger als 
50 vom Hundert durch amtsärztliches Gutach- 
ten festgestellt, ist die Gleichstellung zu wider- 
rufen, und zwar schon vor Ablauf der in Satz 2 
bestimmten Frist. Der Widerruf ist am Ende des 
Kalendervierteljahres wirksam, das auf den 
Widerruf folgt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Von den Arbeitgebern müssen 

a) die Verwaltungen des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und der 
sonstigen Körperschaften, Stiftun- 
gen und Anstalten des öffentlichen 
Rechts auf wenigstens 10 vom 
Hundert, 

b) die Banken, Versicherungen und 
Bausparkassen auf wenigstens 
8 vom Hundert, 
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c) die öffentlichen und privaten Be- 
triebe, die nicht unter Buchstabe 
b fallen, auf wenigstens 6 vom 
Hundert 

der Arbeitsplätze Schwerbeschädigte be- 
schäftigen. Die Pflicht zur Beschäftigung we- 
nigstens eines Schwerbeschädigten beginnt 
bei Arbeitgebern im Sinne der Buchstaben a 
und b, wenn sie über mehr als neunArbeits- 
plätze verfügen, und bei Arbeitgebern im 
Sinne des Buchstabens c, wenn sie über mehr 
als zwölf Arbeitsplätze verfügen." 

b) In Absatz 2 Satz 1 treten an die Stelle der 
Worte „oder diese Pflichtsätze bis auf 4 vom 
Hundert herabsetzen" die Worte „oder diese 
Pflichtsätze allgemein bis auf 4 vom Hun- 
dert und für einzelne Verwaltungen, Wirt- 
schaftszweige oder Betriebsarten bis auf 
2 vom Hundert herabsetzen", 

c) In Absatz 4 wird Satz 2 gestrichen. 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Das Landesarbeitsamt kann im Ein- 
zelfall nach Richtlinien, die der beratende 
Ausschuß bei der Hauptstelle der Bundes- 
anstalt (§ 22 Abs. 3) erläßt, auf Antrag des 
Arbeitgebers den Pflichtsatz nach den Ab- 
sätzen 1, 2 und 3 vom Antragsmonat an bis 
auf 2 vom Hundert herabsetzen, wenn dem 
Arbeitgeber die Erfüllung der Beschäfti- 
gungspflicht aus betrieblichen Gründen 
nicht möglich oder nicht zuzumuten ist oder 
wenn das Arbeitsamt ihm Schwerbeschädigte 
nicht nachweisen kann. Das Landesarbeits- 
amt kann die Herabsetzung bei einer Ände- 
rung der Verhältnisse von Amts wegen oder 
auf Vorschlag der Hauptfürsorgestelle wi- 
derrufen." 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe b treten an die Stelle 
der Worte „schwerbeschädigte Hirnver- 
letzte" die Worte „Hirnbeschädigte oder 
Tuberkulöse". 

b) Absatz 1 Sätze 2 und 3 werden gestrichen. | 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: I 

„(2) Die Beschäftigung Schwerbeschädig- i 
ter im Sinne des Absatzes 1 Buchstabe u wird j 
dem Arbeitgeber auf je zwei Pflichtplätze 
für Schwerbeschädigte angerechnet. Die Bun- 
desanstalt kann im Einzelfall unabhängig 
von Satz 1 zulassen, daß die Beschäftigung 
eines Schwerbeschädigten, dessen Unterbrin- 
gung in Arbeit auf besondere Schwierigkei- 
ten stößt, dem Arbeitgeber auf mehr .als 
einen Pflichtplatz für Schwerbeschädigte an- 
gerechnet wird." 

d) Absatz 3 wird gestrichen. 

e) In Absatz 4, der Absatz 3 wird, sind in i 
Satz 1 die Worte „Schwerbeschädigte" bis | 
„Hirnverletzte" durch die Worte „Schwerbe- | 
schädigte im Sinne des Absatzes 1" und in | 


den Sätzen 1 und 2 die Worte „weniger als 
achtundvierzig" durch die Worte „kürzer als 
betriebsüblich" zu ersetzen. In Satz 2 werden 
die Worte „auf Vorschlag der Hauptfürsor- 
gestelle" gestrichen. 

5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Arbeitsplätze im Sinne dieses Geset- 
zes sind alle Stellen, auf denen Arbeiter, An- 
gestellte, Beamte oder Richter beschäftigt 
sind." 

b) In Absatz 2 tritt an die Stelle des Wortes 
„werden" vor Buchstabe a das Wort „sind". 

c) Absatz 2 Buchstabe i erhält die Fassung: 

„i) Notstandsarbeiter bei Maßnahmen der 
wertschaffenden Arbeitslosenhilfe nach 
den Vorschriften des Gesetzes über Ar- 
beitslosenversicherung in der Fassung 
vom 3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 322)," 

d) Dem Absatz 2 wird folgender Buchstabe j 
angefügt: 

„j) Personen, die nach ständiger Übung in 
ihre Stellen gewählt werden," 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) § 6 erhält folgende Überschrift: 

„Berechnung der Pflichtzahl; Anrechnung auf 
Pflichtplätze". 

b) In Absatz 1 werden die Worte „der Arbeits- 
plätze nach § 3 Abs. 1 bis 3" ersetzt durch 
die Worte „der Zahl der Pflichtplätze für 
Schwerbeschädigte nach § 3 Abs. 1 bis 3 
und 5". 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei mehreren Betrieben desselben 
Arbeitgebers werden die Arbeitsplätze der 
Betriebe im Sinne des § 3 Abs. 1 Buchstabe b, 
wenn ihre Zahl nicht mehr als neun beträgt, 
und die Arbeitsplätze der Betriebe im Sinne 
des § 3 Abs. 1 Buchstabe c, wenn ihre Zahl 
nicht mehr als zwölf beträgt, bei Berechnung 
der Pflichtplätze für Schwerbeschädigte nicht 
mitgezählt; die Ermächtigung des Landes- 
arbeitsamtes nach § 3 Abs. 4 Satz 2 bleibt 
unberührt. Die Zahl der Pflichtplätze für 
Schwerbeschädigte ist bei mehreren Betrie- 
ben desselben Arbeitgebers für jeden Be- 
trieb im Sinne des § 3 Abs. 1 Buchstabe b 
mit mehr als neun und für jeden Betrieb im 
Sinne des § 3 Abs, 1 Buchstabe c mit mehr 
als zwölf Arbeitsplätzen gesondert zu be- 
rechnen. Auf Antrag eines Arbeitgebers, der 
über mehrere Betriebe verfügt, soll die Bun- 
desanstalt zulassen, daß die Arbeitsplätze 
bei Berechnung der Zahl der Pflichtplätze für 
Schwerbeschädigte nach Hauptfürsorgestel- 
lenbereichen oder im Bundesgebiet zusam- 
mengefaßt werden." 

d) In Absatz 3 Satz 2 sind die Worte „im Be- 
nehmen mit der Hauptfürsorgestelle" zu 
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streichen und die Worte „schwerbeschädig- | 
ter Personen" durch das Wort „Schwerbe- 
schädigter" zu ersetzen. 

e) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „im 
Bergbau" gestrichen. 

7. a) In § 8 Abs. 1 Buchstabe a werden das Komma 

gestrichen und folgende Worte angefügt: 
„oder nach dem Dritten Teil des Soldaten- 
versorgungsgesetzes " . 

b) In § 8 Abs. 1 Buchstabe c ist der Buchstabe d 
durch den Buchstaben e zu ersetzen. 

c) In § 8 Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „im 
Rahmen" bis „Arbeitslosenversicherung" zu 
streichen. 

d) In § 8 Abs. 3 treten an die Stelle der Worte 
„nach den §§ 132 ff." die Worte „zur Förde- 
rung der Arbeitsaufnahme und der Berufs- 
ausbildung sowie berufliche Bildungsmaß- 
nahmen nach den Vorschriften". 

e) In § 8 Abs. 4 sind die Worte „auf Vorschlag 
der Hauptfürsorgestelle" zu streichen. 

8. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(1) Solange private Arbeitgeber die für 
ihren Betrieb vorgeschriebene oder nach § 3 | 
Abs. 4 und 5 im Einzelfall festgesetzte Zahl ! 
Schwerbeschädigter nicht beschäftigen und I 
ihrer Beschäftigungspflicht nicht nach den ; 
§§ 7 und 8 genügen, haben sie für jeden un- 
besetzten Pflichtplatz monatlich eine Aus- 
gleichsabgabe zu entrichten. Die Zahlung der 
Ausgleichsabgabe hebt die Pflicht zur Be- 
schäftigung Schwerbeschädigter nicht auf. 

i 

(2) Die Ausgleichsabgabe beträgt je Mo- j 
nat und unbesetzten Pflichtplatz fünfzig 1 
Deutsche Mark. Sie wird vom Arbeitsamt | 
alle zwei Jahre festgestellt und ist vom Ar- i 
beitgeber an die Hauptfürsorgestelle abzu- 
führen. Sofern von der Bundesanstalt die Zu- 
sammenfassung mehrerer Betriebe desselben 
Arbeitgebers im Bundesgebiet zugelassen 
ist, ist in dem Feststellungsbescheid der Ge- 
samtbetrag der Ausgleichsabgaben nach dem 
Verhältnis der unbesetzten Pflichtplätze in I 
den einzelnen Betrieben auf die Hauptfür- 
sorgestellen aufzuteilen, an die die Beträge 
abzuführen sind. Rückständige Beträge der 
Ausgleichsabgabe werden nach den landes- 
rechtlichen Vorschriften beigetrieben. 

(3) Das Landesarbeitsamt kann auf Antrag 
des Arbeitgebers die Ausgleichsabgabe in 
Härtefällen, insbesondere wenn der Arbeit- 
geber trotz eigener Bemühungen der Pflicht 
zur Beschäftigung Schwerbeschädigter nicht 
nachkommen und das Arbeitsamt ihm 
Schwerbeschädigte nicht nachweisen konnte, ^ 
für den im Feststellungsbescheid bezeichne- | 
ten Zeitraum herabsetzen oder erlassen. Der | 
Antrag kann nur bis zum Ablauf einer Frist | 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe des j 


Feststellungsbescheides gestellt werden. Bei 
Betrieben mit mehr als dreißig Arbeitsplät- 
zen soll das Landesarbeitsamt vorher die 
Hauptfürsorgestelle hören. Bei Betrieben bis 
zu dreißig Arbeitsplätzen kann das Landes- 
arbeitsamt im Benehmen mit der Hauptfür- 
sorgestelle die Ausgleichsabgabe für den 
Zeitraum des Feststellungsbescheides allge- 
mein erlassen, wenn in diesem Zeitraum die 
Zahl der unbesetzten Pflichtplätze die Zahl 
der unterzubringenden Schwerbeschädigten 
so erheblich überstiegen hat, daß die Pflicht- 
plätze dieser Betriebe für die Unterbringung 
der Schwerbeschädigten nicht in Anspruch 
genommen zu werden brauchten." 

b) In Absatz 4 sind die Worte „vom Arbeits- 
amt festgesetzte" und „im Benehmen mit 
dem Landesarbeitsamt" zu streichen. 

9. In der Überschrift des „Dritten Abschnittes" tre- 
ten an die Stelle der Worte „und Betriebsräte" 
nach einem Komma die Worte „des Betriebs- 
rats und Personalrats". 

10. § 11 Buchstabe e wird gestrichen. 

11. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „der 
Betriebsräte" durch die Worte „des Betriebs- 
rats und Personalrats" ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Verwaltungen" 
durch das Wort „Dienststellen" und das 
Wort „Betriebsrat" durch die Worte „Be- 
triebsrat oder ein Personalrat" ersetzt. 

c) ln Absatz 2 Satz 1 sind das Wort „Verwal- 
tung" durch das Wort „Dienststelle" und die 
Worte „einen Vertrauensmann" bis „sein 
soll" durch die Worte zu ersetzen „einen 
Vertrauensmann und wenigstens einen Stell- 
vertreter zu wählen, die Schwerbeschädigte 
sein sollen"; die Worte „für die Dauer von 
zwei Jahren" sind zu streichen. In Satz 2 ist 
das Wort „Verwaltung" durch das Wort 
„Dienststelle" und das Wort „Betriebsrat" 
durch die Worte „Betriebsrat oder Personal- 
rat" zu ersetzen. Hinter Satz 2 ist folgender 
Satz einzufügen: „Bei Dienststellen der Bun- 
deswehr im Sinne von § 35 Abs. 4 des Sol- 
datengesetzes vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), bei denen eine Vertretung 
der Soldaten nach dem Personalvertretungs- 
gesetz zu wählen ist, sind auch schwerbe- 
schädigte Soldaten wahlberechtigt und wähl- 
bar". In Satz 4, der Satz 5 wird, sind zwi- 
schen die Worte „Betrieb" und „dienen" die 
Worte „oder für diese Dienststelle" einzu- 
fügeii. In Satz 5, der Satz 6 wird, sind die 
Worte „und Betriebsrat" durch die Worte 
sowie Betriebsrat oder Personalrat" zu er- 
setzen. 

d) In Absatz 3 wird hinter Satz 1 folgender 
Satz 2 eingefügt: „Er darf in der Ausübung 
seiner Tätigkeit nicht behindert und 
wegen seiner Tätigkeit nicht benach- 
teiligt oder begünstigt werden". An die 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 1256 


Stelle der Worte „Minderung der Entloh- 
nung oder Gehaltszahlung" treten die 
Worte „Minderung des Arbeitsentgelts oder 
der Dienstbezüge". 

e) In Absatz 4 treten an die Stelle des Wortes 
„Betriebsrat" die Worte „Betriebsrat oder 
Personalrat". 

f) In Absatz 5 treten an die Stelle des Satzes 1 
folgende Sätze: „Die Amtszeit beträgt vier 
Jahre. Das Amt des Vertrauensmannes er- 
lischt vorzeitig, wenn er es niederlegt, aus 
dem Arbeits- oder Dienstverhältnis ausschei- 
det oder die Wählbarkeit verliert". Im bis- 
herigen Satz 2, der Satz 3 wird, sind die 
Worte „schwerbeschädigten Arbeitnehmer 
des Betriebes" durch die Worte „wahlberech- 
tigten Schv/erbeschädigten" und die Worte 
„beim Landesarbeitsamt (§ 28)" durch die 
Worte „bei der Hauptfürsorgestelle (§ 27)" 
zu ersetzen. 

g) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Ist für mehrere Betriebe eines Arbeit- 
gebers ein Gesamtbetriebsrat errichtet, so 
haben die Vertrauensmänner der einzelnen 
Betriebe zur Vertretung der Interessen der 
Schwerbeschädigten in Angelegenheiten, die 
die Gesamtheit der Betriebe oder mehrere 
Betriebe des Arbeitgebers berühren und von 
den Vertrauensmännern der einzelnen Be- 
triebe nicht geregelt werden können, einen 
Hauptvertrauensmann zu wählen. Für den 
Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltun- 
gen, bei denen ein Bezirks- oder Hauptper- 
sonalrat gebildet ist, gilt Satz 1 sinngemäß 
mit der Maßgabe, daß bei den Mittelbehör- 
den von deren Vertrauensmann und den 
Vertrauensmännern der nachgeordneten 
Dienststellen ein Bezirksvertrauensmann, 
bei den obersten Dienstbehörden von deren 
Vertrauensmann und den Bezirksvertrauens- 
männern oder, sofern deren Zahl niedriger 
als fünf ist, von den Vertrauensmännern der 
nachgeordneten Dienststellen ein Hauptver- 
trauensmann zu wählen ist. Absatz 2 Sätze 2 
und 5 sowie die Absätze 3 bis 5 gelten ent- 
sprechend. " 

12. In § 16 Abs. 2 ist das Wort „Betriebsrats" durch 

die Worte „Betriebsrats oder Personalrats" zu 

ersetzen. 

13. a) In § 19 Abs. 1 tritt an die Stelle des Wortes 

„Arbeitsplätzen" das Wort „Stellen" und an 
die Stelle des Buchstabens „i" der Buchstabe 

b) In § 19 Abs. 2 sind hinter dem Wort „Bau- 
stellen" nach dem Komma die Worte „in 
Forstbetrieben, Ziegeleien, Steinbruchbetrie- 
ben und sonstigen Außenbetrieben der In- 
dustrie der Steine und Erden" einzufügen 
und das Wort „stillgelegt" durch das Wort 
„vorgenommen" zu ersetzen. 

c) In § 19 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „drei" 
durch das Wort „vier" ersetzt. 


14. § 20 Abs. 3 wird gestrichen. 

15. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift tritt an die Stelle des Wor- 
tes „Zuständigkeit" das Wort „Aufgaben". 

b) In Absatz 1 Satz 1 treten an die Stelle der 
Worte „vom 10. Dezember 1951 (Bundesan- 
zeiger Nr. 26 vom 7. Februar 1952, Bundes- 
arbeitsbl. 1951 S. 625)" die Worte „in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 
1956 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 157 
vom 15. August 1956), zuletzt geändert durch 
Bekanntmachung der Bundesregierung vom 
25. Oktober 1957 (Bundesanzeiger Nr. 208 
vom 29. Oktober 1957)". 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

d) Als neuer Absatz 2 ist einzufügen: 

„(2) Die Hauptfürsorgestellen haben im 
Zusammenwirken mit der Bundesanstalt die 
nachgehende Fürsorge am Arbeitsplatz 
durchzuführen. Sie sollen dahin wirken, daß 
die Schwerbeschädigten in ihrer sozialen 
Stellung nicht absinken, nach Möglichkeit 
ihrem Beruf erhalten bleiben und auf Ar- 
beitsplätzen beschäftigt werden, auf denen 
sie ihre Kenntnisse und Fähigkeiten voll 
verwerten können. Sie sollen auch darauf 
Einfluß nehmen, daß Schwierigkeiten bei 
Ausübung der Beschäftigung beseitigt wer- 
den." 

16. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift tritt an die Stelle des 
Wortes „Zuständigkeit" das Wort „Auf- 
gaben". 

b) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „im Be- 
nehmen mit den Hauptfürsorgestellen" zu 
streichen; an die Stelle der Worte „die Fest- 
setzung der Einstellungspflicht (§ 3 Abs. 4)" 
treten die Worte „die Festsetzung und Her- 
absetzung der Beschäftigungspflicht im Ein- 
zelfall". 

c) In Absatz 1 Satz 2 ist das Wort „Hirnver- 
letzter" durch das Wort „Hirnbeschädigter", 
in Absatz 1 Satz 3 und Absatz 5 Satz 1 Buch- 
stabe b der Buchstabe d durch den Buch- 
staben e und in Absatz 6 Satz 1 das Wort 
„Amtsdauer" durch das Wort „Amtszeit" zu 
ersetzen. 

J7. a) In § 23 Abs. 1 treten an die Stelle des Wor- 
tes „Landesregierung" die Worte „zustän- 
dige oberste Landesbehörde". 

b) In § 23 Abs. 2 ist „§ 6 Abs. 2," zu strei- 
chen. 

18. In § 26 Abs. 1 Satz 2 in der Fassung des § 223 

des Sozialgerichtsgesetzes sind die Worte „bei 

den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit" zu 

streichen. 

19. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „zwei 
Schwerkriegsbeschädigten Arbeitnehmern" 
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zu ersetzen durch die Worte „zwei schwer- j 
beschädigten Arbeitnehmern, von denen 
einer Schwerkriegsbeschädigter sein muß". 
Die Sätze 3 und 4 sind zu streichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a werden die 
Worte „zwei Schwerkriegsbeschädigte Ar- 
beitnehmervertreter" ersetzt durch die 
Worte „zwei schwerbeschädigte Arbeitneh- 
mervertreter" und hinter die Worte „der 
Schwerkriegsbeschädigten" die Worte ein- 
gefügt „und der sonstigen Schwerbeschädig- 
ten"; in Satz 2 tritt an die Stelle der Worte 
„von der Landesregierung bestimmte" das 
Wort „zuständige". 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden zwischen die 
Worte „Fernmeldewesen" und „gehört" die 
Worte eingefügt „oder des Bundesministers | 
für Verteidigung". Absatz 3 Satz 2 erhält 
folgende Fassung: „Der Hauptfürsorgestelle 
werden ein Angehöriger des öffentlichen 
Dienstes und sein Stellvertreter von den 
von der Landesregierung bestimmten Lan- 
desbehörden und ein Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes und sein Stellvertreter | 
von den von der Bundesregierung bestimm- 
ten Bundesbehörden benannt." 

d) In Absatz 4 ist das Wort „Amtsdauer" durch 
das Wort „Amtszeit" zu ersetzen. 

e) In Absatz 5 Satz 3 sind die Worte „Him- 
verletzter" und „Hirnverletzten" durch die 
Worte „Hirnbeschädigter" und „Hirnbesdiä- 
digten" zu ersetzen. 

20. In § 29 Abs. 1 Satz 1 ist das Wort „Schwer- 
kriegsbeschädigten" zu ersetzen durch das 
Wort „Schwerbeschädigten" und in den Sätzen 
4 und 5 das Wort „Amtsdauer" durch das Wort 
„Amtszeit". 

21. In § 31 Abs. 2 werden die Worte „die Vor- 
schriften" bis „Anwendung" ersetzt durch die 
Worte „die Vorschriften der §§ 14, 15 Abs. 1 
Satz 1 und § 16 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen in der Fas- 
sung vom 11. September 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1297) keine Anwendung". 

22. In § 32 Satz 1 ist der Nebensatz „die auf Grund 
. . . bezogen werden" durch die Worte zu er- 
setzen „die wegen einer Schädigung im Sinne 
des § 1 Abs. 1 bezogen werden". 

23. a) In § 36 erhält die Überschrift folgende Fas- 

sung: „Selbständige Erwerbstätigkeit". 

b) In § 36 erhält der erste Halbsatz folgende 
Fassung: 

„Soweit zur Ausübung einer selbständigen 
Erwerbstätigkeit eine Zulassung erforderlich 
ist,". 

24. In § 39 Abs. 1 erhält Buchstabe h folgende Fas- 
sung: 

„h) über die Vorbereitung und Durchführung 
der Wahl des Vertrauensmannes der 
Schwerbeschädigten (§13 Abs. 2 bis 6),". 


25. § 41 erhält folgende Fassung: 

„§ 41 

Geltung im Land Berlin 
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 

Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) mit fol- 
genden Abweichungen auch im Land Berlin: 

a) § 1 Abs. 3 gilt in folgender Fassung: 

„(3) Schwerbeschädigte sind ferner Per- 
sonen, die infolge sonstiger gesundheitlicher 
Schädigungen, soweit diese nicht auf norma- 
len Alterserscheinungen beruhen, in ihrer 
Erwerbsfähigkeit nicht nur vorübergehend 
um wenigstens 50 vom Hundert gemindert 
sind." 

b) § 2 gilt in folgender Fassung: 

„§ 2 

„Personen, die nicht nur vorübergehend 
um weniger als 50 vom Hundert, aber wenig- 
stens 30 vom Hundert in ihrer Erwerbs- 
fähigkeit gemindert sind, kann das Arbeits- 
amt dem Arbeitgeber auf Pflichtplätze für 
Schwerbeschädigte anrechnen, wenn sie 
ohne diese Hilfe einen geeigneten Arbeits- 
platz nicht erlangen oder nicht behalten kön- 
nen und die Unterbringung von Schwerbe- 
schädigten nicht beeinträchtigt wird." 

c) § 3 Abs. 1 gilt in folgender Fassung: 

„(1) Alle Arbeitgeber, die über mehr als 
zehn Arbeitsplätze verfügen, müssen auf 
wenigstens 10 vom Hundert der Arbeits- 
plätze Schwerbeschädigte beschäftigen." 

d) In § 3 Abs. 2 in der sich aus diesem Ande- 
rungsgesetz ergebenden Fassung sind die 
Worte „Buchstaben a und b" und die Worte 
„und den Pflichtsatz nach Buchstabe c bis auf 
10 vom Hundert" sowie die Worte „diese 
Pflichtsätze" zu streichen. 

e) § 6 Abs. 2 gilt in folgender Fassung: 

„(2) Für die Feststellung der Zahl der Ar- 
beitsplätze mehrerer Betriebe desselben Ar- 
beitgebers werden die im Gebiet des Landes 
Berlin bestehenden Betriebe zusammenge- 
faßt." 

f) Rechtsverordnungen auf Grund der §3 Abs. 2 
und § 39 Abs. 1 Buchstabe a können für das 
Land Berlin Abweichendes von den für den 
übrigen Geltungsbereich durch Rechtsverord- 
nung erlassenen Vorschriften bestimmen. 

Artikel II 

Soweit Personen bei Inkrafttreten dieses Geset- 
zes den Schwerbeschädigten gleichgestellt sind, 
enden die weiterreichenden Wirkungen der bisheri- 
gen Gleichstellung zwei Jahre nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, wenn die Gleichstellung nicht vor- 
her widerrufen wird. 

Artikel III 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über 
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die Beschäftigung Schwerbeschädigter (Schwer- 
beschädigtengesetz) in der sich aus Artikel I er- 
gebenden Fassung mit neuem Datum bekannt- 
ziimdchen und dabei Unstimmigkeiten in der Para- 
graphenfolge zu beseitigen. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel V 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Änderungsgesetzes 
treten im Saarland das Schwerbeschädigtengesetz 
vom 16. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 389) in der 
sich aus diesem Änderungsgesetz ergebenden Fas- 
sung und die folgenden Verordnungen in Kraft: 

1. Erste Verordnung zur Durchführung des Schwer- 
beschädigtengesetzes vom 18. März 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 40), 

2. Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Schwerbeschädigtengesetzes in der Fassung vom 
27. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 894), 


3. Dritte Verordnung zur Durchführung des 

Schwerbeschädigtengesetzes vom 30. Januar 

1956 (Bundesgesetzbl. I S. 57), 

I 4. Vierte Verordnung zur Durchführung des 

j Schwerbeschädigtengesetzes vom 30. Januar 

, 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 58). 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Änderungsgesetzes 
treten im Saarland außer Kraft 

1. das Gesetz über die Beschäftigung Schwer- 
beschädigter in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 12. Januar 1923 (Reichsgesetzbl. I 
S. 57) mit den bis zum 8. Mai 1945 ergangenen 
Änderungen, 

2. die Verordnung des Regierungspräsidiums Saar 
vom 27. Dezember 1945 (Amtsblatt 1946 S. 10) 
über die Abänderung der Ausführungsverord- 
nung zum Gesetz über die Beschäftigung Schwer- 
beschädigter vom 13. Februar 1924 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 73). 

Artikel VI 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeines 

Es ist das Ziel des Gesetzentwurfs, das Schwerbe- 
schädigtengesetz den seit seinem Inkrafttreten we- 
sentlich veränderten Verhältnissen anzupassen. Er 
strebt insbesondere an, daß Mißverhältnis zwischen 
der Zahl der unterzubringenden Schwerbeschädig- 
ten und der Zahl der unbesetzten Pflichtplätze für 
Schwerbeschädigte zu beseitigen und das Verwal- 
tungsverfahren zu vereinfachen und abzubauen. Fer- 
ner soll der Personenkreis der Schwerbeschädigten 
um die politischen Häftlinge im, Sinne des § 4 des 
Häftlingshilfegesetzes erweitert werden, die durch 
den Gewahrsam im sowjetischen Machtbereich eine 
gesundheitliche Schädigung mit einer dauernden, 
erheblichen Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit erlit- 
ten haben. Schließlich sieht der Entwurf eine Frei- 
stellung der Kleinbetriebe von der Beschäftigungs- 
pflicht sowie für eine Reihe von Vorschriften recht- 
liche Klarstellungen und redaktionelle Verbesserun- 
gen vor. An den seit über 40 Jahren in der Praxis 
bewährten Grundprinzipien des Schwerbeschädig- 
tengesetzes hält die Novelle fest. 

Schon die Bestandsaufnahme durch die Bundesan- 
stalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung auf Grund der Anzeigen, die die zur Be- 
schäftigung Schwerbeschädigter verpflichteten Ar- 
beitgeber zum erstenmal nach dem Stichtag vom 
1. 11. 1953 über die Zahl der Arbeitsplätze, der 
Pflichtplätze für Schwerbeschädigte und der beschäf- 
tigten Schwerbeschädigten an die Arbeitsämter er- 
statteten, ergab, daß die für die Bemessung der 
Pflichtsätze vom Gesetzgeber zugrunde gelegte Zahl 
der unter das Gesetz fallenden schwerbeschädigten 


j Arbeitnehmer um wenigstens 150 000 überschätzt, 

! aber auch das Volumen an Arbeitsplätzen seit Ein- 
bringung des Regierungsentwurfs gewachsen war. 
Am 1. 11. 1953 standen im Bundesgebiet*) einer Zahl 
von 35 250 arbeitslosen Schwerbeschädigten rund 
281 100 unbesetzte Pflichtplätze für Schwerbeschä- 
digte gegenüber (Verhältnis 1 : 8). Seit diesem Zeit- 
punkt ging auf der einen Seite die Zahl der arbeits- 
I losen Schwerbeschädigten stetig zurück, und zwar 
I im Bundesgebiet auf 20 000 im Jahre 1955 und 
15 000 im Jahre 1957; sie erreichte am gleichen 
Stichtag (31. 10.) des Jahres 1958 ihren bisher tief- 
sten Stand mit 13 700. Auf der anderen Seite stieg 
im Bundesgebiet dank des anhaltenden Wachstums 
der Wirtschaft nicht nur die Zahl der Pflichtplätze 
insgesamt von 670 400 im Jahre 1953 auf 747 900 im 
Jahre 1957, sondern auch die Davonzahl der unbe- 
setzten Pflichtplätze in dem gleichen Zeitraum von 
281 100 — nach einem vorübergehenden Rückgang 
auf 245 700 im Jahre 1955 — auf 292 300. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß die Pflichtsätze durch die 
Zweite Durchführungsverordnung zum Schwerbe- 
schädigtengesetz von 1954 bzw. 1955 und durch Her- 
absetzungen der Pflichtsätze im Einzelfall in be- 
trächtlichem Umfange gesenkt wurden. Es ist anzu- 
nehmen, daß auch weiterhin die Arbeitslosigkeit der 
Schwerbeschädigten zurückgehen und die Zahl der 
unbesetzten Pflichtplätze zunehmen wird. Bei Gegen- 


*) In die Ergebnisse ist das Land Berlin nicht einbezo< 
gen, da die Berliner Zahlen wegen des wesentlich 
weiteren Personenkreises der Schwerbeschädigten 
und des abweichenden Umfangs der Beschäftigungs- 
pflicht nicht mit den Zahlen des Bundesgebipts ver- 
gleichbar sind. 
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Überstellung der Zahl der arbeitslosen Schwerbe- | 

schädigten und der Zahl der 

unbesetzten Pflicht- 

Plätze am 1. 11. 1957 ergibt 

sich ein Verhältnis j 

1 : 19, d. h., im Bundesgebiet 

entfielen auf einen 

arbeitslosen Schwerbeschädigten 19,2 unbesetzte 
Pflichtplätze. Dieses Verhältnis war jedoch von 
Landesarbeitsamtsbezirk zu Landesarbeitsamtsbe- ; 
zirk sehr unterschiedlich. So kamen auf einen ar- 1 

beitslosen Schwerbeschädigten 
beitsamtsbezirken 

in den Landesar- 

Schleswig-Holstein 

5,5 

Süd-Bayern 

8,3 

Nord-Bayern 

11,2 

Niedersachsen 

13,3 

Bremen 

14,1 

Rheinland-Hessen-Nassau 

16,8 

Hamburg 

19,1 

Pfalz 

19,9 

Hessen 

24,9 

Baden- Württemberg 

31,9 

Nordrhein-W estfalen 

52,5 


unbesetzte Pflichtplätze. Aber auch innerhalb der 
einzelnen Landesarbeitsamtsbezirke ergeben sich 
unter den Arbeitsämtern große Abweichungen, Aus 
den vorgenannten Zahlen ergibt sich, daß die Zahl 
der Pflichtplätze für Schwerbeschädigte — insge- 
samt gesehen — in einem weit über den Bedarf an 
Arbeitsplätzen zur Unterbringung Schwerbeschädig- 
ter hinausgehenden Umfange angewachsen ist. 

Der Überhang an unbesetzten Pflichtplätzen muß 
im Zusammenhang mit der Verpflichtung der pri- 
vaten Arbeitgeber gesehen werden, für jeden un- 
besetzten Pflichtplatz in ihren Betrieben eine 
monatliche Ausgleichsabgabe zu zahlen. Beschäfti- 
gungspflicht der Arbeitgeber und Ausgleichsab- 
gabepflicht stehen in Wechselwirkung zueinander. 
Die Ausgleichsabgabe verliert als Antriebsmittel 
zur Einstellung von Schwerbeschädigten ihren Sinn, 
wenn Umfang der Beschäftigungspflicht und Bedarf 
an Pflichtplätzen nicht in einem vernünftigen Ver- 
hältnis zueinander stehen. Da die Ausgleichsab- 
gabepflicht kraft Gesetzes entsteht und nur auf An- 
trag des Arbeitgebers herabgesetzt oder erlassen 
werden kann, belastet die große Zahl der unbesetz- 
ten Pflichtplätze die Wirtschaft und die Dienststel- 
len der Bundesanstalt sowie die Hauptfürsorgestel- 
len mit einem hohen unproduktiven Verwaltungs- 
aufwand, der zu Lasten der eigentlichen Aufgaben 
dieser Stellen, insbesondere zu Lasten der Vermitt- 
lungsaufgaben der Bundesanstalt, geht. Auch hieraus 
ergibt sich die besondere Notwendigkeit und Dring- 
lichkeit, den Umfang der Beschäftigungspflicht und 
den Bedarf an Arbeitsplätzen in das rechte Verhält- 
nis zu setzen. 

Bei allen Überlegungen über die Verringerung 
des Überhangs an unbesetzten Pflichtplätzen muß 
zunächst berücksichtigt werden, daß sich die Zahl 
der unbesetzten Pflichtplätze nicht mit den jeweils 
offenen, für Schwerbeschädigte geeigneten Arbeits- 
plätzen deckt. Das Problem der Eingliederung der 
Schwerbeschädigten ist zwar quantitativ im wesent- 
lichen gelöst, aber die berufsrichtige und die der 


— 3. Wahlperiode 

gesundheitlichen Schädigung entsprechende Beschäf- 
tigung ist bei einem nicht geringen Teil der Schwer- 
beschädigten noch nicht erreicht. Da die Arbeitskraft 
der Schwerbeschädigten, insbesondere durch Ein- 
flüsse von Lärm, Hitze, Nässe, Erschütterungen und 
ähnlichem einem größeren Verschleiß ausgesetzt ist 
ais die der gesunden Arbeitskräfte, ist bei ihnen 
die Fluktuation recht lebhaft, was an den von den 
Dienststellen der Bundesanstalt vom Juli 1953 bis 
zum Ende des Jahres 1958 diirchgeführten rund 
282 000 Vermittlungen erkennbar ist. Der Stellen- 
w^echsel sowie die Ausgleichsvermittlung von ar- 
beitslosen Schwerbeschädigten aus strukturell un- 
günstigen Gebieten in solche mit guten Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten und der Arbeitsplatzwechsel 
aus Gründen des beruflichen Aufstiegs machen 
einen gewissen Vorrat an unbesetzten Pflichtplät- 
zen unentbehrlich, der deutlich über der Zahl der 
arbeitslosen Schwerbeschädigten liegen muß. 

Zur Verringerung des Überhangs an unbesetzten 
Pflichtplätzen wird von verschiedenen Seiten vorge- 
schlagen, den Personenkreis der Schwerbeschädig- 
ten auf alle Körperbehinderten mit einer erheb- 
lichen Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit ohne Rück- 
sicht auf die Ursache der gesundheitlichen Schädi- 
gung auszudehnen. Mit dem in der vorigen Wahl- 
periode von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Initiativgesetzentwurf — Drucksache 1267 — - wurde 
in Übereinstimmung mit den Wünschen des Reichs- 
bundes der Kriegs- und Zivilbeschädigten zunächst 
die Einbeziehung aller Personen in den Schwerbe- 
schädigtenschutz angestrebt, die durch eine Fehl- 
foim oder Fehlfunktion des Stütz- und Bewegungs- 
systems nicht nur vorübergehend um wenigstens 
50 V. H. in ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert sind. 
Von anderen Seiten wird die Einbeziehung der Hör- 
und Sprachgeschädigten und weiterer Beschädigten- 
gruppen begehrt. Durch eine Erweiterung des Per- 
sonenkreises, die schließlich aus Gleichheitsgründeii 
den gesamten Personenkreis der Körperbehinderten 
mit einer erheblichen Minderung der Erwerbsfähig- 
keit umfassen müßte, würde eine Lage geschaffen, 
die das Bild der Erfüllung der Beschäftigungspflicht 
in Wirtschaft und Verwaltung verschieben würde. 
Die Auswirkungen der Erweiterung können nicht 
übersehen werden, zumal zuverlässiges statistisches 
Material über die Größenordnung der hinzutreten- 
den Personenkreise nicht vorhanden ist. Lediglich 
für Berlin ist bekannt, daß die Zahl der nicht zu den 
eigentlichen Schwerbeschädigten zählenden Körper- 
behinderten mit einer Minderung ihrer Erwerbs- 
fähigkeit um wenigstens 50 v. H. sehr viel größer 
ist als die der eigentlichen Schwerbeschädigten. Da- 
von abgesehen handelt es sich hierbei um eine 
Frage der grundsätzlichen Konzeption. Das Schwer- 
beschädigtengesetz wurde in erster Linie erlassen, 
um die körperbeschädigten Kriegsopfer möglichst 
schnell und möglichst umfassend in das Wirtschafts- 
und Arbeitsleben einzugliedern. In diesem Sinne ist 
es ein Kriegsfolgengesetz. Der in diesem Gesetz 
vorgesehene, im übrigen dem leitenden Gedanken 
des Grundgesetzes nicht entsprechende Einstel- 
lungszwang konnte unter diesem Gesichtspunkte 
gerechtfertigt werden. Durch die Einbeziehung aller 
Körperbehinderten mit einer erheblichen Minde- 
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runcj der Erwerbsfähigkeit würde das Gesetz einen 
völlig anderen Charakter erhalten und Probleme 
aufwerien, die im Rahmen dieser technischen No- 
velle nicht entschieden werden können. Für die 
Ausweitung besteht aber auch keine dringende Not- 
wendigkeit. Schon § 2 in seiner bisherigen Fassung 
bietet die Möglichkeit, neben den minderbeschädig- 
ten Kriegs- und Arbeitsopfern sowie politisch Ver- 
folgten auch Personen mit einer Minderung ihrer 
Erwerbsfähigkeit um wenigstens 50 v. H. ohne 
Rücksicht auf deren Ursache den Schwerbeschädig- 
ten gleichzustellen, wenn sie dieser Hilfe bedürfen, 
um zu einer Arbeit zu gelangen oder sich diese zu 
erhalten, und die Unterbringung der Schwerbeschä- 
digten hierdurch nicht beeinträchtigt wird. Auf die- 
sem Wege konnte in großem Umfange Schwerkör- 
perbehinderten durch eine Gleichstellung mit 
Schwerbeschädigten zu einer befriedigenden Arbeit 
verholten werden. Von den rund 90 000 auf Grund 
von § 2 gleichgestellten Personen entfallen etwa 
50 000 auf Körperbehinderte mit einer Minderung 
ihrer Erwerbsfähigkeit um wenigstens 50 v. H. Der 
Entwurf will diese Hilfe dahin erweitern, daß die 
Gleichstellung nur dann versagt werden soll, wenn 
im Einzelfall die Unterbringung eines Schwerbe- 
schädigten beeinträchtigt wird. 

Schon bald nach Inkrafttreten des Schwerbeschädig- 
tengesetzes haben die Kleinbetriebe des Hand- 
werks, der Landwirtschaft und des Handels mit 
7 bis 9 Arbeitsplätzen gefordert, sie von der Be- 
schäftigungspflicht freizustellen, da sie die Ver- 
pflichtung zur Beschäftigung wenigstens eines 
Schwerbeschädigten überwiegend als besonders 
drückend und ungerecht empfunden haben. Ihre 
Freistellung bezweckte auch den in der 2. Wahl- 
periode aus der Mitte des Bundestages eingebrachten 
Gesetzentwurf — Drucksache 1816 — . Die Erfah- 
rung hat gezeigt, daß es in den Kleinbetrieben 
schwierig ist, einen Arbeitsplatz für Schwerbeschä- 
digte zu schaffen und freizumachen, da von diesen 
Betrieben besondere Anforderungen an die Ver- 
wendbarkeit und Beweglichkeit ihrer Arbeitskräfte 
gestellt werden müssen. Trotz ihrer geringeren Auf- 
nahmemöglichkeit für Schwerbeschädigte werden 
diese Betriebe aber durch den Beginn der Beschäfti- 
gungspflicht bei 7 Arbeitsplätzen prozentual erheb- 
lich stärker in Anspruch genommen als die mitt- 
leren und größeren Betriebe. Aus der Heraufsetzung 
der Ausgangszahl von 7 auf 10 und 13 Arbeits- 
plätze sind Schwierigkeiten für die Unterbringung 
der Schwerbeschädigten nicht zu befürchten. Die Ge- 
samtzahl der von der Beschäftigungspflicht freizu- 
stellenden Arbeitgeber beläuft sich auf etwa 30 000. 
Die in den Kleinbetrieben beschäftigten Schwer- 
beschädigten werden durch die Freistellung ihren 
Arbeitsplatz nicht verlieren, da sie weiterhin den 
besonderen Kündigungsschutz der Schwerbeschädig- 
ten genießen, so daß ihnen der Arbeitsplatz erhal- 
ten bleibt. Den weitergehenden Wünschen, die Aus- 
gangszahl für den Beginn der Beschäftigungspflicht 
auf 15 zu erhöhen, kann in Anbetracht des hohen 
Anteils der Kleinbetriebe an der Wirtschaft einiger 
Landesarbeitsamtsbezirke nicht entsprochen werden. 
Durch die vorgesehene Freistellung werden die 
Dienststellen der Bundesanstalt und die Hauptfür- 


sorgestellen von einer beträchtlichen Verwaltungs- 
arbeit entbunden, die bisher durch die Bearbeitung 
von Einzelanträgen auf Herabsetzung oder Erlaß 
der Ausgleichsabgabe verursacht wurde und in kei- 
nem Verhältnis zu den Beschäftigungs- und Ver- 
mittlungsmöglichkeiten für Schwerbeschädigte in 
diesen Kleinbetrieben stand. 

Schon die Ergebnisse der eingangs erwähnten Er- 
hebung der Bundesanstalt nach dem Stichtag vom 
1. 11. 1953 ließen erkennen, daß die im Regierungs- 
entwurf von 1952 vorgesehenen Pflichtquoten aus- 
gereicht hätten, allen Schwerbeschädigten zu einem 
angemessenen Arbeitsplatz zu verhelfen. Nachdem 
auch die Erhebungen von 1955 und 1957 — trotz 
der weitgehenden Herabsetzung der Beschäftigungs- 
pflicht für eine Reihe von Wirtschaftszweigen und 
einzelne Verwaltungen — eindeutig ergeben haben, 
daß die Zahl der Pflichtplätze weit über den Bedarf 
an Arbeitsplätzen für Schwerbeschädigte und gleich- 
zustellende Körperbehinderte hinausgeht, sollten die 
auf unzutreffenden Schätzungen beruhenden Pflicht- 
sätze durch den Gesetzgeber selbst korrigiert und 
die Folgerungen aus dem stetigen Rückgang der 
Arbeitslosigkeit der Schwerbeschädigten und dem 
anhaltenden Wachstum der Wirtschaft durch eine 
Herabsetzung der Pflichtquoten gezogen werden. 
Der Pflichtsatz für die Banken, Versicherungen und 
Bausparkassen soll auf 8 v. H. festgesetzt und der 
Pflichtsatz für die öffentlichen und privaten Be- 
triebe auf den in der Regierungsvorlage von 1952 
vorgesehenen Pflichtsatz von 6 v. H. zurückgeführt 
werden. Nach sorgfältiger Berechnung und Überprü- 
fung der Auswirkungen der Herabsetzung ist in 
keinem Landesarbeitsamt des Bundesgebietes eine 
Beeinträchtigung der Unterbringung der Schwerbe- 
schädigten zu befürchten, zumal für den größten 
Teil der Wirtschaft die Pflichtquote bereits im Ver- 
ordnungs- und Verwaltungswege auf 6 und 5 v. H. 
herabgesetzt ist. 

Darüber hinaus erscheint eine Herabsetzung der 
Pilichtsätze im Gesetz bei den unterschiedlichen 
wirtschaftlichen Verhältnissen in den Landesarbeits- 
amtsbezirken nicht zweckmäßig und auch nicht not- 
wendig. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Grund- 
lagen für die Bemessung der Pflichtsätze durch den 
ständigen Entwicklungsprozeß der Wirtschaft lau- 
fend verändert werden. Die im Gesetz festgelegten 
Pflichtquoten sollen nach dem Willen des Gesetz- 
gebers, wie in dem Schriftlichen Bericht des Aus- 
schusses für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfra- 
gen des Deutschen Bundestages über den Entwurf 
des Schwerbeschädigtengesetzes — Drucksache Nr. 
4249, 1. Wahlperiode — zum Ausdruck gebracht ist, 
die Größe der Aufgabe deutlich machen und mehr 
den Rahmen für den Umfang der Beschäftigungs- 
pflicht darstellen. Der Bundesregierung sollte es 
überlassen bleiben, die Pflichtsätze auch allgemein 
im Wege der Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates bis auf 4 v. H. herabzusetzen. Es 
hat sich als notwendig ergeben, die Ermächtigung 
der Bundesregierung zu erweitern, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Pflichtsätze für einzelne Verwaltungen, Wirtschafts- 
zweige oder Betriebsarten zu ermäßigen. Eine An- 
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zahl von Wirtschaftszweigen, z. B. Landwirtschaft, 
Tierzucht, Gärtnerei, Erdölgewinnung, Schienenbah- 
nen, Kraftfahr- und Fuhrgewerbe, Flugverkehr, 
Schiffahrt, Hafen- und Wasserstraßenwesen, Berg- 
bau, Gaststättenwesen und Friseurgewerbe sind zur 
Erfüllung einer Quote von 4 v. H. nicht in der Lage. 
In der Zweiten Durchführungsverordnung wurde 
versucht, der begrenzten Aufnahmefähigkeit vieler 
Wirtschaftszweige für Schwerbeschädigte neben einer 
Ermäßigung der Pflichtquote dadurch Rechnung zu 
tragen, daß bestimmte Arbeitsplätze, auf denen 
Schwerbeschädigte nicht beschäftigt werden können, 
bei Berechnung des Umfangs der Beschäftigungs- 
pflicht nicht mitgezählt werden. Dies erschwert aber 
den Arbeitsämtern die Überwachung der Erfüllung 
der Beschäftigungspflicht erheblich. Für die Folge 
soll deshalb von der Möglichkeit der Absetzung be- 
stimmter Arbeitsplätze nur in besonderen Aus- 
nahmefällen Gebrauch gemacht werden und grund- 
sätzlich den beschränkten Aufnahmemöglichkeiten 
einzelner Wirtschaftszweige allein durch Verrin- 
gerung der Pflichtsätze Rechnung getragen werden. 
Wenn auch hierdurch auf der Bundesebene eine 
weitere Abstimmung des Umfanges der Beschäfti- 
gungspflicht mit dem Bedarf an Pflichtplätzen er- 
reicht wird, so kann doch bei den unterschiedlichen 
wirtschaftlichen Verhältnissen in den Ländern und 
bei der räumlich ungleichen Verteilung der Schwer- 
beschädigten auf eine Anpassung auf regionaler 
und örtlicher Ebene im Verwaltungswege nicht ver- 
zichtet werden. Es ist notwendig, den Dienststellen 
der Bundesanstalt größere Möglichkeiten als bisher 
zu geben, den Umfang der Beschäftigungspflicht mit 
den jeweiligen Verhältnissen in Einklang zu brin- 
gen und den Spielraum für eigenverantwortliche 
Entscheidungen zu erweitern. Die Arbeitsämter sind 
auf Grund ihrer langjährigen Erfahrungen in der 
Lage, unter Berücksichtigung der Zahl der vorhan- 
denen und der zu erwartenden Schwerbeschädigten 
und sonstigen Körperbehinderten, der bezirklichen 
und allgemeinen Arbeitsmarktlage und in Kenntnis 
der betrieblichen Verhältnisse den Umfang der Be- 
schäftigungspflicht im Einzelfall in das rechte Ver- 
hältnis zu dem Bedarf an Pflichtplätzen zu bringen. 
Die Ermächtigung, im Einzelfall auf Antrag des 
Arbeitgebers den Pflichtsatz bis auf 2 v. H. herab- 
zusetzen, ist nicht nur dem Umfange, sondern auch 
dem Inhalte nach gegenüber der bisherigen Rege- 
lung insofern erweitert, als die Herabsetzung durch 
die Arbeitsämter nicht nur dann erfolgen kann, 
wenn die Beschäftigung von Schwerbeschädigten 
aus betrieblichen Gründen bei einem Arbeitgeber 
nicht möglich ist, sondern auch dann, wenn die Be- 
schäftigung Schwerbeschädigter nicht zuzumuten ist 
oder das Arbeitsamt dem Arbeitgeber Schwerbe- 
schädigte nicht nachweisen kann. Die Ermächtigung, 
die Herabsetzung bei einer Änderung der Verhält- 
nisse zu widerrufen, ermöglicht eine elastische An- 
passung an die jeweilige Lage. Dabei sollen auch 
die Hauptfürsorgestellen, soweit dies notwendig ist, 
den Widerruf durch das Landesarbeitsamt veran- 
lassen. Die Herabsetzung im Einzelfall dient auch 
der Verwaltungsvereinfachung, da durch eine Er- 
mäßigung der Pflichtsätze die Ausgleichsabgabe- 
pflicht nicht in dem bisherigen Umfange entstehen 
und die große Zahl der Anträge auf Ermäßigung 


oder Erlaß der Ausgleichsabgabe zurückgehen wird, 
die eine sehr zeitraubende Arbeit erfordern. 

Die Notwendigkeit einer Korrektur des Umfangs 
der Beschäftigungspflicht ergibt sich ferner dar- 
aus, daß von ihm auch die Verpflichtung zur Zah- 
lung der Ausgleichsabgabe abhängt, die von priva- 
ten Arbeitgebern grundsätzlich für jeden unbe- 
setzten Pflichtplatz in Höhe von 50 DM monatlich 
zu entrichten ist. Die Möglichkeit, die Pflichtquote 
allgemein bis auf 4 v. H. oder im Einzelfall bis auf 
2 V. H. herabzusetzen, wirkt sich hier regulierend 
aus. Wenn auch mit den Mitteln der Ausgleichs- 
abgabe gewisse fürsorgerische Aufgaben im Inter- 
esse der Schwerbeschädigten, insbesondere auf 
dem Gebiete der Berufsförderung, zu erfüllen 
sind, so wurde die Ausgleichsabgabe nicht geschaf- 
fen, um aus der Wirtschaft hierfür möglichst hohe 
Beträge zu schöpfen. Andererseits kann entgegen 
einer Forderung von Arbeitgeberseite auf die Er- 
hebung einer Ausgleichsabgabe nicht verzichtet 
werden. 

Ursprünglich wurde die Ausgleichsabgabe mehr 
unter dem Gesichtspunkt des Antriebs in dem 
Sinne gesehen, daß sie dazu beitragen sollte, den 
Arbeitgeber zur Einstellung Schwerbeschädigter zu 
veranlassen. Auch in der heutigen Lage muß dar- 
auf verwiesen werden, daß zwar die weitaus mei- 
sten Schwerbeschädigten einen Arbeitsplatz gefun- 
den haben, ihre berufsrichtige, ihrem Können und 
ihrer gesundheitlichen Behinderung entsprechende 
Beschäftigung jedoch bei einem nicht unbedeuten- 
den Teil noch nicht erreicht ist, was in dem leb- 
haften und umfangreichen Stellenwechsel von 
Schwerbeschädigten zum Ausdruck kommt. Schon 
das Bestehen der Ausgleichsabgabe trägt dazu bei, 
den hohen Beschäftigungsstand Schwerbeschädig- 
ter zu halten und zu steigern. 

Gleichzeitig hat die Ausgleichsabgabe, worauf 
schon ihre Bezeichnung hindeutet, und was heute 
mehr als damals im Vordergrund steht, die Funk- 
tion eines Ausgleichs zwischen Betrieben, die ihrer 
Beschäftigungspflicht nachkommen, und solchen, die 
Schwerbeschädigte nicht beschäftigen. Man wird 
sich der Erkenntnis nicht verschließen können, daß 
die Beschäftigung Schwerbeschädigter trotz voll- 
wertiger Leistungen ihrerseits und günstiger Ar- 
beitsbedingungen mit betrieblichen Belastungen ver- 
bunden ist. 

Auch um zu verhindern, daß die Ausgleichsabgabe 
über diese Funktionen hinausgreift und etwa zur 
Steuer oder Strafe wird, zielt der Entwurf in erster 
Linie dahin, den Umfang der Beschäftigungspflicht 
im Verordnungs- und Verwaltungswege dem Be- 
darf an Pflichtplätzen für Schwerbeschädigte anzu- 
passen. 

Der von Arbeitgeberseite geforderte Wegfall der 
Automatik der Ausgleichsabgabepflicht, die mit 
dem in der 2. Legislaturperiode eingebrachten An- 
trag der Abgeordneten Ruf und Genossen — Druck- 
sache 1929 — angestrebt wurde, bürdet der Verwal- 
tung in jedem Falle die unzumutbare Beweisiast da- 
für auf, daß der Arbeitgeber den vom Arbeitsamt 
nachgewiesenen Schwerbeschädigten in seinem Be- 
trieb beschäftigen kann. Hiermit würden die Arbeits- 
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ämter, die auf eine vertrauensvolle Zusammen- 
arbeit mit den Arbeitgebern angewiesen sind, über- 
fordert. Es kann erwartet werden, daß durch Aus- 
schöpfung der Möglichkeiten der Herabsetzung des 
Pflichtsatzes im Einzelfall nach § 3 Abs. 5 und der 
Ermäßigung und des Erlasses der Ausgleichsabgabe 
nach § 9 Abs. 3 in der Automatik liegende Härten 
beseitigt werden und der hohe Verwaltungsauf- 
wand merklich abgebaut wird. Diesem Ziel dient 
auch die Befugnis zu einem allgemeinen Erlaß bei 
Betrieben bis zu 30 Arbeitsplätzen, wenn diese, wie 
bereits ausgeführt, nur in sehr beschränktem Um- 
fang für Schwerbeschädigte aufnahmefähigen Be- 
triebe bei der allgemeinen Arbeitsmarktlage im 
Landesarbeitsamtsbezirk nicht in Anspruch genom- 
men zu werden brauchten. 

Neben der Möglichkeit, im Einzelfall den Pflicht- 
satz mit der Zahl der unterzubringenden Schwer- 
beschädigten abzustimmen und die Pflichtquote bis 
auf 2 V. H. herabzusetzen, wird die Möglichkeit 
einer Herabsetzung oder eines Erlasses , für den 
Fall beibehalten, daß die Erhebung der Ausgleichs- 
abgabe eine Härte für den Arbeitgeber bedeutet. 
Die Wege der Herabsetzung des Pflichtsatzes im 
Einzelfall nach § 3 Abs. 5 und der Herabsetzung 
oder des Erlasses der Ausgleichsabgabe nach § 9 
Abs. 3 schließen einander nicht aus. 

Im Interesse des Abbaues der umfangreichen Ver- 
waltungsarbeit sieht der Entwurf vor, das bisherige 
bis in die Einzelheiten festgelegte, starre System 
der Zusammenarbeit zwischen Bundesanstalt und 
Hauptfürsorgestellen elastischer zu gestalten und 
zu vereinfachen. Der Grundsatz, daß das Schwer- 
beschädigtengesetz gemeinsam von den Dienst- 
stellen der Bundesanstalt und von den Hauptfür- 
sorgestellen durchzuführen ist, bleibt bestehen. Da 
die Zusammenarbeit zwischen beiden Dienststellen 
sich seit Inkrafttreten des Gesetzes auf Grund von 
Absprachen beider Dienststellen gut eingespielt hat, 
kann auf die bisherige Regelung des „Anhörens, 
Benehmens und Vorschlagens" im allgemeinen ver- 
zichtet werden. Beide Dienststellen haben wieder- 
holt den dringenden Wunsch geäußert, die starren 
Vorschriften fallenzulassen und ihnen eine vergrö- 
ßerte Bewegungsmöglichkeit für eigenverantwort- 
liches Verwaltungshandeln zu geben. 

Durch die Ausführung dieses Gesetzes werden Bund, 
Länder oder Gemeinden nicht mit Kosten belastet. 


B. Begründung der einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel I 

Nummer 1 
Buchstabe a 

Die Neufassung des § 1 Abs. 1 Buchstabe a trägt 
der Erweiterung des Personenkreises der schwer- 
beschädigten Kriegsopfer durch § 81 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes vom 26. 7. 1957 Rechnung. Die 
in § 1 Abs. 1 Buchstaben b und c behandelten 
Schädigungen sind nach Inkrafttreten des Schwer- 


beschädigtengesetzes durch die §§ 2 und 4 Abs. 1 
des Gesetzes über die Abgeltung von Besatzungs- 
schäden und durch das Bundesentschädigungsgesetz 
erläutert und abgegrenzt worden, so daß auf diese 
Vorschriften im Interesse einheitlicher Begriffsbe- 
stimmungen verwiesen wird, 

Buchstabe b 

Aus den tragenden Grundgedanken des Gesetzes 
ergibt sich die Notwendigkeit, in den Personen- 
kreis der Schwerbeschädigten auch die politischen 
Häftlinge aus der sowjetischen Besatzungszone (§4 
HHG) aufzunehmen, die bei ihrem Eintreten für die 
politische Freiheit eine schwere gesundheitliche 
Schädigung erlitten haben. 

Buchstaben c und d 

Die Änderung der Buchstabenfolge ist durch die 
Erweiterung des Personenkreises der Schwerbe- 
schädigten um die politischen Häftlinge notwendig 
geworden. 

Nummer 2 

Die Gleichstellung soll sowohl bei den minderbe- 
schädigten Kriegs- und Arbeitsopfern sowie poli- 
tisch Verfolgten als auch bei den Schwererwerbs- 
beschränkten — in teilweiser Änderung des § 2 
Abs. 1 bisheriger Fassung — davon abhängig sein, 
daß einmal diese Hilfe notwendig ist, um einem 
Behinderten zu einem Arbeitsplatz zu verhelfen 
oder sich auf einem Arbeitsplatz zu behaupten, und 
daß ferner im Einzelfall die Unterbringung eines 
Schv/erbeschädigten dadurch nicht behindert wird. 
Durch diese Erweiterung der Gleichstellungsmög- 
lichkoit kann auch die Eingliederung und Wieder- 
eingliederung der Körperbehinderten in den Arbeits- 
prozeß im Sinne der Empfehlung Nr. 99 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation in dem notwendi- 
gen Umfang wirksam gefördert werden. Die Wir- 
kung der Gleichstellung erstreckt sich mit Ausnah- 
me der Vorschriften über den Vorrang der Schwer- 
beschädigten (§ 31), über den Zusatzurlaub f§ 33), 
über die schwerbeschädigten Beamten (§ 35) und 
über die selbständige Erwerbstätigkeit (§ 36) auf 
den vollen Schutz der Schwerbeschädigten. Die Ge- 
währung des Zusatzurlaubs der Schwerbeschädig- 
ten an Gleichgestellte hat sich auf das Betriebs- 
klima in zahlreichen Fällen ungünstig ausgewirkt 
und Mißstimmung insbesondere bei den Schwer- 
erwerbsbeschränkten ausgelöst, die schon lange 
Jahre im Betrieb tätig, oft sogar in ihrer Erwerbs- 
fähigkeit noch mehr als die in den Betrieb neu 
hereingekommenen Gleichgestellten gemindert sind, 
die jedoch mangels der gesetzlichen Voraussetzun- 
gen nicht gleichgestellt werden können. 

Absatz 2 sieht bei einem Sinken des Grades der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit unter die Grenze, 
die Voraussetzung für die Gleichstellung ist, den 
Widerruf der Gleichstellung durch die Hauptfür- 
sorgestelle vor. 

Nummer 3 
Buchstabe a 

Aus redaktionellen Gründen sind die Sätze 1 und 2 
des^ Absatzes 1 in der bisherigen Fassung in der 
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Reihenfolge umgestellt und aus Gründen der Rechts- 
klarheit anders gefaßt worden. Wegen der Herauf- 
setzung der Anfangszahl für den Beginn der Be- 
schäftigungspflicht von 7 auf 10 und 13 Arbeits- 
plätze und deren Auswirkung auf die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter sowie der Herabsetzung der 
Pflichtsätze für Banken, Versicherungen und Bau- 
sparkassen auf 8 V. H. und für die Öffentlichen und 
privaten Betriebe auf 6 v. H., vgl. den Allgemei- 
nen Teil der Begründung. Durch den Wegfall des 
Wortes „privaten" in Absatz 1 Buchstabe b der bis- 
herigen Fassung soll klargestellt werden, daß der 
Pflichtsatz von 8 v. H. sowohl für die öffentlichen 
als auch für die privaten Banken, Versicherungen 
und Bausparkassen gilt. 

Buchstaben b, c und d 

Zu der Ermächtigung der Bundesregierung, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates im Verordnungswege 
die Pflichtsätze für einzelne Verwaltungen, Wirt- 
schaftszweige oder Betriebsarten bis auf 2 v. H. her- 
abzusetzen, und zu der Ermächtigung des Landes- 
arbeitsamtes, im Verwaltungswege die Pflichtsätze 
im Einzelfall in gleichem Umfange zu ermäßigen, 
vgl. den Allgemeinen Teil der Begründung. 

Nummer 4 
Buchstabe a 

Die Ersetzung des Wortes „Hirnverletzter" durch 
das Wort „Hirnbeschädigter" entspricht dem Urteil 
des Bundessozialgerichtes vom 4. 9. 1958 Nr. 11/8 
RV 1091/55, Die Ergänzung von Buchstabe b um die 
Tuberkulösen paßt sich § 25 Abs. 2 BVG an. Hier- 
durch soll die Unterbringung dieser Gruppe Beschä- 
digter erleichtert werden, deren Eingliederung in 
den Arbeitsprozeß erfahrungsgemäß auf besondere 
Schwierigkeiten stößt. 

Buchstabe b 

§ 4 Abs. 1 Sätze 2 und 3 haben nach den überein- 
stimmenden Berichten der Bundesanstalt und der 
Hauptfürsorgestellen keinerlei Bedeutung erlangt 
und werden deshalb als entbehrlich gestrichen. 

Buchstabe c 

Im Interesse der Verwaltungsvereinfachung sollen 
Angehörige bestimmter Beschädigtengruppen mit 
einer erheblldien Minderung der Erworbsrähigkcit, 
vor allem Blinde, Ohnhänder und Querschnittsge- 
lähmte, ihrem Arbeitgeber auch ohne Antrag auf 
zwei Pflichtplätze angerechnet werden. Im übrigen 
bleiben die bisherigen Möglichkeiten bestehen, all- 
gemein Schwerbeschädigte einem Arbeitgeber auf 
mehr als einen Pflichtplatz anzurechnen, wenn ihre 
Vermittlung in Arbeit besonders erschwert ist. Aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung wird auf 
das Vorschlagsrecht der Hauptfürsorgestelle für die 
Zulassung einer Doppelanrechnung verzichtet. § 4 
Abs. 2 der bisherigen Fassung soll gestrichen wer- 
den, da er keine Bedeutung erlangt hat. 

Buchstabe d 

Die Streichung des § 4 Abs, 3 bisheriger Fassung 
erfolgt, weil dieser Absatz in abgeänderter Fassung 


an die Stelle des § 4 Abs. 2 der bisherigen Fassung 
treten soll. 

Buchstabe e 

I Da eine Arbeitszeit von 48 Stunden nicht mehr all- 
gemein als durchschnittliche Wochenarbeitszeit an- 
gesprochen werden kann, soll von der betriebs- 
üblichen Arbeitszeit ausgegangen werden. Die Mit- 
wirkung der Hauptfürsorgestelle nach § 4 Abs. 3 
bisheriger Fassung hat sich als entbehrlich erwie- 
sen. Im übrigen handelt es sich noch um eine re- 
daktionelle Änderung. 

Nummer 5 
Buchstabe a 

Die neue Fassung dient der Klarstellung, daß der 
Berechnung der Pflichtplätze neben den Beamten- 
stellen auch die Richterstellen zugrunde zu legen 
sind. Im öffentlichen Dienst ist nicht von der Zahl 
der Planstellen der Beamten und Richter, sondern 
ebenso wie in der Wirtschaft von der Zahl der 
beschäftigten Beamten und Richter auszugehen. 

Buchstabe b 

Die redaktionelle Änderung entspricht der Fassung 
des Absatzes 1. 

Buchstabe c 

Die Änderung des Buchstabens i entspricht der Neu- 
fassung des AVAVG. 

Buchstabe d 

Bei Berechnung des Umfangs der Beschäftigungs- 
pflicht sollen die Stellen nicht gezählt werden, 
deren Besetzung nicht auf Grund freier Entschlie- 
ßung des Arbeitgebers, sondern nach ständiger 
Übung auf Grund einer Wahl durch die hierzu be- 
rufenen Gremien erfolgt. 

Nummer 6 
Buchstabe a 

Die Erweiterung der Überschrift ist redaktioneller 
Art und ergibt sich aus dem Inhalt des § 6. 

Buchstabe b 

D-e Änderung dient der Klarstellung. 

Buchstabe c 

Die bisher vorgeschriebene Zusammenrechnung der 
Ärbeitspiätze von mehreren Betrieben desselben 
Ärbeitgebers im Bundesgebiet hat sich nicht be- 
währt und brachte eine komplizierte und umständ- 
liche Verwaltungsarbeit mit sich. Sie erschwerte 
auch den Dienststellen der Bundesanstalt die Über- 
wachung der Erfüllung der Beschäftigungspflicht 
durch diese Ärbeitgeber. Da die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter in Betrieben mit weniger als 
13 Ärbeitsplätzen erfahrungsgemäß große Schwie- 
rigkeiten bereitet, sollen sie ebenso wie die selb- 
ständigen Kleinbetriebe von der Beschäftigungs- 
pflicht freigestellt werden. Dies soll jedoch im Ein- 
zelfall ihre Verpflichtung durch das Landesarbeits- 
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amt zur Beschäftigung eines Schwerbeschädigten 
nicht ausschließen. Auf Antrag eines Arbeitgebers 
soll die Zusammenfassung seiner Betriebe nach 
Hauptfürsorgestellenbereichen oder auch für das 
Bundesgebiet zugclassen werden, wenn dies die 
Überwachung der Beschäftigungspfiicht nicht be- 
hindert. Dies dürfte vor allem für Unternehmen mit 
zentraler Personalverwaltung erforderlich sein. 

Buchstabe d 

Die Streichung der Worte „im Benehmen mit der 
Hauptfürsorgestelle'" dient der Verwaltungsverein- 
fachung. Die weitere Änderung ist redaktioneller 
Art 

Buchstabe e 

Die vorgesehene Anrechnung von Inhabern des 
Bergmannsversorgungsscheines auf Pflichtplätze für 
Schwerbeschädigte, auch wenn sie außerhalb des 
Bergbaues beschäftigt werden, ist bereits bei den 
Beratungen des Schwerbeschädigtengesetzes 1952 
und 1953 von der Landesregierung von Nordrhein- 
Westfalen vorgeschlagen worden. Die besondere 
Lage im Steinkohlenbergbau und die hohe Zahl 
der unbesetzten Pflichtplätze gerade in den Berg- 
baugebieten lassen es arigezeigt erscheinen, die 
Anrechnung der Beschäftigung von Bergmannsver- 
sorgungsschein-Inhabern, die Arbeitsopfer eigener 
Art sind, auf Pflichtplätze auch außerhalb des Berg- 
baues zuzulassen. 

NummeT 7 
Buchstabe a 

Die Erweiterung des Personenkreises entspricht der 
neuen Fassung des § 1 Abs. 1 Buchstabe a; vgl. 
Einzelbegründung zu Nummer 1 Buchstabe a. 

Buchstabe b 

Die Änderung beruht auf der Einbeziehung der 
politischen Häftlinge in den Personenkreis der 
Schwerbeschädigten und auf der Einfügung von 
Buchstabe d in § 1 Abs. 1. 

Buchstabe c 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 

Buchstabe d 

Die Änderung ist durch die Neufassung des 
AVAVG veranlaßt, wobei auf die Anführung der 
Paragraphen verzichtet werden kann. 

Buchstabe e 

Die Streichung dient der Verwaltungsvereinfachung. 

Nummer 8 
Buchstabe a 

Zu der Änderung von § 9 Abs. 1 bis 3 vgl. die All- 
gemeine Begründung. In Absatz 2 Satz 2 soll die 
Ersetzung des Wortes „festgesetzt" durch das 
Wort „festgestellt" zum Ausdruck bringen, daß 
durch das Arbeitsamt der Betrag der Ausgleichs- 
abgabe lediglich rechnerisch festgestellt wird. Die 


Einfügung von Satz 3 ist zur Klarstellung notwen- 
dig, wie bei einer Zusammenfassung mehrerer Be- 
triebe desselben Arbeitgebers die Ausgleichsabgabe 
auf die verschiedenen Hauptfürsorgestellen, in dem 
die Betriebe des Arbeitgebers liegen, aufzuteilen 
ist. 

Um den Hauptfürsorgestellen die Möglichkeit einer 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der gezahlten 
Ausgleichsabgaben zu geben, wird in Absatz 3 be- 
stimmt, daß durch den Arbeitgeber der Antrag auf 
Herabsetzung oder Erlaß der Ausgleichsabgabe in- 
nerhalb von 2 Wochen nach Bekanntgabe des Fest- 
stellungsbescheides gestellt werden muß. 

Buchstabe b 

Die Änderungen erfolgen aus redaktionellen Grün- 
den bzw. aus Gründen der Verwaltungsverein- 
fachung. 

Nummer 9 

Die Ergänzung der Überschrift ist durch das Per- 
sonalvertretungsgesetz notwendig geworden. 

Nummer 10 

§ 11 Buchstabe e soll als entbehrlich gestrichen 
werden. 

Nummer 11 

Es hat sich in der Praxis das Bedürfnis ergeben, 
die Stellung des Vertrauensmannes in gewissem 
Umfange zu stärken und § 13 für den öffentlichen 
Dienst der durch das Personalvertretungsgesetz ge- 
schaffenen Rechtslage anzupassen. 

Buchstabe a 

Die Ergänzung bei Buchstabe a, ebenso bei Buch- 
staben b, c und e ist durch das Personalvertretungs- 
gesetz notwendig geworden. 

Buchstabe b 

Da der Vertrauensmann bei den einzelnen Dienst- 
stellen zu wählen ist, muß das Wort „Verwaltun- 
gen" durch „Dienststellen" ersetzt werden. 

Buchstabe c 

Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, neben dem 
Vertrauensmann wenigstens einen Stellvertreter zu 
wählen, damit bei vorübergehender Verhinderung 
des Vertrauensmannes oder bei Erlöschen seines 
Amtes vor Ablauf der Amtszeit die Wahrnehmung 
der Interessen der Schwerbeschädigten durch den 
Stellvertreter gesichert ist. Soweit bei Dienststellen 
der Bundeswehr eine Vertretung der Soldaten nach 
dem Personalvertretungsgesetz zu wählen ist, ist 
es gerechtfertigt, auch den schwerbeschädigten Sol- 
daten das aktive und passive Wahlrecht zum Ver- 
trauensmann zu geben. Im übrigen sind die Ände- 
rungen redaktioneller Natur. 

Buchstabe d 

Der neue Satz 2 soll sicherstellen, daß der Ver- 
trauensmann bei der Betreuung der Schwerbeschä- 
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digten in seiner Initiative nicht gehemmt wird, und 
ihm das Gefühl geben, daß er wegen dieser Tätig- 
keit keine betrieblichen und dienstlichen Nachteile 
erfährt. Die Tätigkeit als Vertrauensmann soll der 
üblichen betrieblichen Arbeitsleistung gleichbewer- 
tet werden. 

Buchstabe f 

Um dem Vertrauensmann eine genügende Einar- 
beitung in sein Amt und seine Aufgaben, das Ken- 
nenlernen der Besonderheiten der Schwerbeschä- 
digten und ihrer Arbeitsplätze sowie eine kontinu- 
ierliche Amtsführung zu ermöglichen, erscheint 
eine Amtszeit von 4 Jahren notwendig. Für die im 
Satz 2 genannte Aufgabe ist der Beschwerdeaus- 
schuß bei der Hauptfürsorgestelle geeigneter als der 
Beschwerde ausschuß beim Landesarbeitsamt, da der 
Hauptfürsorgestelle z, B. auch der Kündigungsschutz 
(§ 14 ff.) und im Zusammenwirken mit der Bundes- 
anstalt die nachgehende Fürsorge (§ 21 neuer 
Abs. 2) obliegt. 

Buchstabe g 

Satz 1 des neuen Absatzes 6 entspricht dem bis- 
herigen Absatz 6 Satz 1 mit dem Unterschied, daß 
er sich nur noch auf die unter das Betriebsver- 
fassungsgesetz fallenden Betriebe erstreckt. Für die 
mehrstufigen Verwaltungen wird durch den neuen 
Satz 2 das Amt des Bezirksvertrauensmannes bei 
den Mittelbehörden und das Amt des Hauptver- 
trauensmannes bei den obersten Dienstbehörden 
geschaffen. Die von den Hauptvertrauensmännern 
bei den Bundes- und Länderverwaltungen vorge- 
schlagene Schaffung von Hauptvertrauensmännern 
für die gesamten Bundes- oder Länderverwaltungen 
ist in den Gesetzentwurf nicht aufgenommen wor- 
den, da sie sich nicht notwendig aus den Aufgaben 
des Vertrauensmannes ergibt. Dabei soll nicht ver- 
kannt werden, daß der Zusammenschluß der Haupt- 
vertrauensmänner zu einer Arbeitsgemeinschaft 
für die Gesamtheit der Schwerbeschädigten im 
öffentlichen Dienst sich günstig ausgewirkt hat. 
Der Erfahrungsaustausch der Hauptvertrauens- 
männer im Rahmen einer Arbeitsgemeinschaft soll 
auch künftig gefördert werden. 

Nummer 12 

Wegen der Ergänzung vgl. Finzelbegründimg zu 
Nummer 1 1 Buchstabe a. 

Nummer 13 
Buchstabe a 

Die Änderung trägt der Erweiterung des § 5 Abs. 2 
um den Buchstaben j Rechnung. 

Buchstabe b 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wer- 
den die witterungsbedingten Entlassungen nicht 
nur auf Baustellen, sondern auch in weiteren 
Außenberufen von dem Kündigungsschutz des 
Schwerbeschädigtengesetzes ausgenommen, wenn 
die Wiedereinstellung der Schwerbeschädigten bei 
Wiederaufnahme der Arbeit gesichert ist. 


Buchstabe c 

Es hat sich insbesondere im Interesse der Unter- 
bringung qualifizierter Schwerbeschädigter als not- 
wendig erwiesen, die Probezeit, aber auch die Zeit 
der Beschäftigung für einen vorübergehenden 
Zweck, innerhalb welcher der Arbeitgeber einen 
Schwerbeschädigten auch ohne Zustimmung der 
Hauptfürsorgestelle entlassen kann, um einen 
Monat zu verlängern. 

Nummer 14 

§ 20 Abs. 3 der bisherigen Fassung ist in erwei- 
terter Form als eine besondere Aufgabe der Haupt- 
fürsorgestellen im Zusammenwirken mit der Bun- 
desanstalt in § 21 Abs. 2 Satz 2 und 3 übernommen 
worden. Auf diese Vorschrift kann im Rahmen des 
§ 20 verzichtet werden, da sie außerdem als beson- 
dere Aufgabe der Arbeitgeber im § 12 Abs. 1 und 
des Betriebsrats und Personalrats sowie der Ver- 
trauensmänner der Schwerbeschädigten in § 13 nie- 
dergelegt ist. 

Nummer 15 
Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, 
die dem Inhalt des § 21 besser gerecht wird. 

Buchstabe b 

Die Ergänzung entspricht der Änderung der Ver- 
waltungsvorschriften vom Oktober 1957. 

Buchstabe c 

Die Umstellung des bisherigen Abs. 2 ist durch den 
neuen Abs. 2 — vgl. Buchstabe d — notwendig ge- 
worden. 

Buchstabe d 

Dem Absatz 2 neuer Fassung kommt besondere 
Bedeutung zu, da hierdurch den Hauptfürsorge- 
stellen im Zusammenwirken mit der Bundesanstalt 
ausdrücklich die nachgehende Fürsorge am Ar- 
beitsplatz für Schwerbeschädigte übertragen wird. 
Nachdem die Eingliederung der Schwerbeschädig- 
ten in den Arbeitsprozeß der Zahl nach im wesent- 
lichen erreicht ist, muß im Wege der nachgehenden 
Fürsorge darauf Einfluß genommen werden, daß 
die Schwerbeschädigten auf den Arbeitsplätzen 
tätig werden, die ihrem körperlichen und beruf- 
lichen Leistungsvermögen entsprechen, und daß 
Schwierigkeiten der Schwerbeschädigten bei der 
Arbeit ausgeräumt werden. Bei den Schwerbeschä- 
digten besteht einmal wegen einer Veränderung 
oder Verschlechterung ihres Leidenszustandes, so- 
dann auch aus Gründen des beruflichen Fortkom- 
mens oft die Notwendigkeit den Arbeitsplatz — 
auch innerhalb der Betriebe — zu wechseln. 

Nummer 16 
Buchstabe a 

Die Änderung entspricht der Überschrift des § 21; 
vgl. zu Nummer 15 Buchstabe a. 
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Buchstabe b 

Die Streichung der Worte „im Benehmen mit den 
Hauptfürsorgestellen" dient der Verwaltungsver- 
einfachung. Die weitere Änderung ist redaktio- 
neller Natur. 

Buchstabe c 

Zu der Änderung des Wortes „Hirnverletzter" in 
das Wort „Hirnbeschädigter" vgl. zu Nummer 4 
Buchstabe a. Der Äusdruck „Ämtszeit" entspricht 
§ 13 Äbs. 5 sowie der Bezeichnung im Betriebsver- 
fassungs- und Personalvertretungsgesetz. 

Nummer 17 
Buchstabe a 

Die Änderung, die von den Vertretern der Länder 
angeregt wurde, dient der Verwaltungsvereinfa- 
chung. 

Buchstabe b 

Die Streichung ist durch die Änderung des § 6 
Äbs. 2 notwendig geworden. 

Nummer 18 

Durch § 223 des Sozialgerichtsgesetzes ist § 26 
Äbs. 1 Satz 2 in seiner ursprünglichen Fassung in- 
folge eines Redaktionsversehens geändert worden. 
Äus § 26 Äbs. 1 Satz 2 der gegenwärtigen Fassung 
könnte bei Äußerachtlassung des § 51 des Sozial- 
gerichtsgesetzes der unrichtige Schluß gezogen wer- 
den, daß in Schwerbeschädigtenangelegenheiten 
Änfechtungsklagen nur bei den Gerichten der So- 
zialgerichtsbarkeit erhoben werden können. Dies 
würde zwar den Vorschlägen des Sozialpolitischen 
Äusschusses des Deutschen Bundestages und des 
Vermittlungsausschusses entsprochen haben, ist je- 
doch vom Bundestag bei endgültiger Verabschie- 
dung des Gesetzes abgelehnt worden. Da Änfech- 
tungsklagen, soweit sie gegen Änordnungen und 
Entscheidungen der Hauptfürsorgestelle gerichtet 
sind, vor den Verwaltungsgerichten und, soweit sie 
gegen Änordnungen und Entscheidungen der Bun- 
desanstalt gerichtet sind, vor den Sozialgerichten 
erhoben werden müssen, sind in § 26 Äbs. 1 Satz 2 
zur Vermeidung von Irrtümern die Worte „bei den 
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit" zu streichen. 

Nummer 19 
Buchstabe a 

Die Äuswechselung von Mitgliedern des Beschwer- 
deausschusses bei der Hauptfürsorgestelle nach 
§ 27 bisheriger Fassung je nachdem, welchem Per- 
sonenkreis der Beschwerdeführer angehört, hat da- 
zu geführt, daß zu den Sitzungen des Beschwerde- 
ausschusses eine übergroße Zahl seiner Mitglieder 
geladen werden muß. 

Es ist notwendig, die Besetzung des Äusschusses 
wesentlich zu vereinfachen. Äuf der Seite der 
Ärbeitnehmermitglieder soll von den beiden 
schwerbeschädigten Ärbeitnehmern einer ein 
Schwerkriegsbeschädigter sein. Die in Äbsatz 1 in 


den Sätzen 2 und 3 vorgesehene Auswechselung 
der Ärbeitnehmervertreter soll fallen gelassen 
werden. 

Buchstabe b 

Die Änderung ergibt sich aus der neuen Zusam- 
mensetzung; vgl. zu Buchstabe a. 

Buchstabe c 

Die Bestimmung der an die Stelle der Ärbeitgeber- 
vertreter tretenden Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes soll durch die von der Bundesregierung 
und der Landesregierung zu bestimmenden Bundes- 
und Landesbehörden erfolgen. Die hiermit ange- 
strebte Besetzung des Beschwerdeausschusses 
durch ständige Vertreter des öffentlichen Dienstes 
dient der Verwaltungsvereinfachung. 

Buchstabe d 

Wegen der Änderung des Wortes „Ämtsdauer" 
vgl. zu Nummer 16 Buchstabe c. 

Buchstabe e 

Wegen der Änderung des Wortes „Hirnverietzter" 
vgl. zu Nummer 4 Buchstabe a. 

Nummer 20 

Die Änderung des Wortes „Schwerkriegsbeschä- 
digten" in „Schwerbeschädigten" ergibt sich aus 
der neuen Zusammensetzung der ßeschwerdeaus- 
schüsse; vgl. zu Nummer 19 Buchstabe a. 

Nummer 21 

Die Vorschrift ist den Änderungen des Gesetzes 
zu Art. 131 GG angepaßt. 

Nummer 22 

Die neue Fassung erstrebt die Gleichbehandlung 
aller Renten von Schwerbeschädigten bei Bemes- 
sung ihres Arbeitsentgeltes. 

Nummer 23 

Die bisherige Fassung hat sich als mißverständlich 
erwiesen. Der Wille des Gesetzgebers, Schwerbe- 
schädigte bei der Zulassung zu einer selbständigen 
Erwerbstätigkeit zu bevorzugen, kam in der bis- 
herigen Formulierung nicht zum Äusdruck. Dies 
soll nun in dem neuen Wortlaut klargestellt wer- 
den. 

Nummer 24 

An Stelle der bisherigen Ermächtigung, die durch 
die Neufassung des § 6 Äbs. 2 überflüssig gewor- 
den ist, soll die Bundesregierung zu einer Durch- 
führungsverordnung über die Vorbereitung und 
die Durchführung der Wahl des Vertrauensmannes 
ermächtigt werden. 

Nummer 25 

Durch § 41 der bisherigen Fassung in Verbindung 
mit dem Berliner Gesetz zur Übernahme des Ge- 
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setzes über die Beschäftigung Schwerbeschädigter 
vom 3. 7, 1953 (Berliner GVBL S. 581) sind die Vor- 
schriften des Schwerbeschädigtengesetzes über den 
Personenkreis der Schwerbeschädigten {§ 1) und 
der Gleichgestellten (§ 2 ), über den Umfang der 
Beschäftigungspflicht (§ 3) und über die Zusammen- 
fassung mehrerer Betriebe desselben Arbeitgebers 
bei Berechnung der Pflichtzahl (§ 6 Abs. 2) von der 
Anwendung im Land Berlin ausgenommen worden. 
Insoweit blieben die bis zum Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Schwerbeschädigtengesetzes im Lande 
Berlin geltenden weitergehenden Bestimmungen 
der Anordnung der Alliierten Kommandantur Ber- 
lin über die Beschäftigung körperbehinderter Per- 
sonen vom 20. 12. 1945 (VOBl. 1946 S. 6) und die 
hierzu erlassenen Ausführungsbestimmungen des 
Magistrats der Stadt Berlin vom 16. 1. 1946 (VOBl. 
S. 17) über den Personenkreis der Schwerbeschä- 
digten und die Beschäftigungspflicht der Arbeit- 
geber aufrechterhalten und sind mittelbar Bestand- 
teil des Schwerbeschädigtengesetzes geworden. 
Schon in der 2. Legislaturperiode hatte der Initiativ- 
gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU ~ Druck- 
sache 531 — angestrebt, durch Übernahme des ma- 
teriellen Inhalts der Berliner Sonderregelungen zu 
den §§ 1, 2, 3 und 6 Abs. 2 in die Berlin-Klausel des 
Schv/erbeschädigtengesetzes die im Lande Berlin 
weitergeltcnden besatzungsrechtlichen Vorschriften 
abszulösen. Dieser Initiativgesetzentwurf wurde 
vom Berliner Senat unterstützt. Durch § 41 der 
neuen Fassung, der sich inhaltlich mit dem im Lande 
Berlin zu den vorgenannten Paragraphen geltenden 
Recht deckt, wird im Einklang mit der neueren 
Praxis das Biindesrecht vom Land Berlin in der 
Weise übernommen, daß die Besonderheiten für das 
Land Berlin in § 41 neuer Fassung unmittelbar nie- 
dergelegt werden, 

Durch Buchstabe a bleibt neben den Schwerbeschä- 
digten nach § 1 Abs. 1 und 2 der weitere Personen- 
kreis der Körperbehinderten, der bisher im Lande 
Berlin den vollen Schutz des Schwerbeschädigten- 
gesetzes hat, wie bisher in den vollen Gesetzes- 
schutz einbezogen. Durch Buchstabe b wird die 
Möglichkeit der Anrechnung von Beschädigten mit 
einer Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit um weni- 
ger als 50 v. H., aber wenigstens 30 v. IL, auf 
Pflichtplätze beibehalten. Buchstabe c deckt sich 
mit der z. Z. im Lande Berlin bestehenden Rege- 


lung. Buchstabe f gibt der Bundesregierung die 
Möglichkeit, bei einer Ermäßigung des Umfangs 
der Beschäftigungspflicht die Pflichtsätze im Lande 
Berlin entsprechend den dortigen Verhältnissen 
hinsichtlich des Personenkreises der Schwerbeschä- 
digten und des Umfangs der Beschäftigungspflicht 
abweichend vom sonstigen Bundesgebiet festzu- 
setzen. Die Mitwirkung des Landes Berlin an dieser 
Sonderregelung ist dadurch sichergestellt, daß die 
Rechtsverordnung der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf. 

Zu Artikel II 

Die Vorschrift will den bisherigen Gleichgestellten 
die ihnen bei Inkrafttreten des Gesetzes zustehen- 
den, über § 2 der neuen Fassung hinausgehenden 
Rechte noch für eine Übergangszeit von 2 Jahren 
erhalten, sofern die Gleichstellung nicht vorher 
durch Widerruf oder Fristablauf zum Erlöschen 
kommt. 

Zu Artikel III 

Bei dem Umfang der Änderungen erscheint es 
zweckmäßig, das Schwerbeschädigtengesetz unter 
Berücksichtigung der Änderungen neu bekanntzu- 
machen. Die Vorschrift sieht hierzu die Ermäch- 
tigung des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung vor. 

Zu Artikel IV 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel V 

Absatz 1 regelt die Einführung des Schwerbeschä- 
digtengesetzes und der bisher hierzu erlassenen 
Durchführungsverordnungen im Saarland. 

Absatz 2 hebt mit Inkrafttreten des Schwerbeschä- 
digtengesetzes in der sich aus diesem Änderuhgs- 
gesetz ergebenden Fassung die bisher im Saarland 
geltenden Vorschriften über die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter auf. 

Zu Artikel VI 

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel 1 

1. Nr. 2 

§ 2 Abs. 1 letzter Satz des Entwurfs erhält fol- 
gende Fassung: 

,,Auf die gleichgestellten Personen finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes entsprechende 
Anwendung; § 33 gilt jedoch nur für den 
unter Buchstabe b bezeichneten Personenkreis." 

Begründung 

Zusatzurlaub ist nur ein Ausgleich für die er- 
höhte Beanspruchung der Schwerbeschädigten 
im Arbeitsleben. Es erscheint daher nicht ge- 
rechtfertigt, § 33 auch für die unter 50 v. H. 
Erwerbsgeminderten anzuwenden. Die §§ 31, 35 
und 36 sollten jedoch wie bisher auch für die 
Gleichgestellten gelten. 

2. Nr. 3 Buchstabe b (§ 3 Abs, 2 Satz 1) 
ist zu streichen. 

Begründung 

Etwa 65 V. II. der Betriebe sind in der einen 
oder anderen Form im Hinblick auf die Be- ! 
Setzung von Pflichtplätzen begünstigt. Das gel- ’ 
tende Recht gibt dem Arbeitgeber hinreichend 
Möglichkeiten, von der Ausgleichsabgabe be- ! 
freit zu werden. Es sollte daher bei der gel- j 
tenden Fassung des § 3 Abs. 2 verbleiben und i 
von der Möglichkeit einer Herabsetzung der 
Pflichtsätze bis auf 2 v. H. abgesehen werden. 

3. Nr. 3 Buchstabe d (§ 3 Abs. 5) 

a) In Satz 1 sind die Worte „nach Richtlinien, 
die der beratende Ausschuß bei der Haupt- 
stelle der Bundesanstalt (§ 22 Abs, 3) er- 
läßt," zu streichen, 

Begründung 

Es ist unklar, welche Rechtsnatur die vor- 
gesehenen Richtlinien haben sollen. Wenn 
sie weitergehend als Verwaltungsvor- 
schriften objektives Recht setzen sollen, so 
entspricht die Ermächtigung nicht den Be- 
stimmungen des Artikels 80 Abs. 1 GG. 
Wenn es sich dagegen um reine Verwal- 
tungsvorschriften handeln soll, so dürften 
die Bestimmungen des § 22 Abs. 3 des Ge- 
setzes, die dem Zuständigkeitsbereich des 
beratenden Ausschusses bei der Hauptstelle 
der Bundesanstalt umreißen, für den ange- 
strebten Zweck vollständig ausreichen. i 

b) In Satz 1 sind nach dem W^ort „Arbeitge- | 
bers" die Worte „im Benehmen mit der 
Hauptfürsorgestolle" einzufügen. 


Begründung 

Durch die Änderung des § 3 Abs. 2 und 5 
wird die Möglichkeit geschaffen, die Pflicht- 
sätzc zu vermindern. Daran muß die Haupt- 
fürsorgestelle beteiligt werden, weil mit der 
Herabsetzung der Pflichtsätze das Aufkom- 
men an Ausgleichsabgaben sinkt, aus dem 
die Hauptfürsorgestelle die Arbeits- und 
Berufsförderung der Schwerbeschädigten 
finanziert. 


4. Nr. 4 Buchstabe e (§ 4 Abs. 4) 

Satz 2 des Entwurfs ist zu streichen. 

Begründung 

Nach der Begründung des Entwurfs soll auf 
die bisherige Regelung des „Anhörens, Beneh- 
mens und Vorschlagens" bei der Zusammen- 
arbeit der Dienststelle der Bundesanstalt und 
der Hauptfürsorgestelle im allgemeinen ver- 
zichtet werden, weil auf Grund von Abspra- 
chen beider Dienststellen die Zusammenarbeit 
sich gut eingespielt habe. Dies trifft zwar zu, 
doch dürfte sich die reibungslose Zusammen- 
arbeit nicht trotz, sondern auf Grund der gel- 
tenden gesetzlichen Bestimmungen ergeben 
haben. Bei Streichung der im Gesetz vorgese- 
henen verschiedenen Stufen der Zusammen- 
arbeit ist zu befürchten, daß sich in Zukunft 
die Zusammenarbeit verschlechtert. 

5. Nr. 6 Buchstabe d (§ 6 Abs. 3) 
erhält folgende Fassung: 

,d) In Absatz 3 Satz 2 sind die Worte „schwer- 
beschädigter Personen" durch das Wort 
„Schwerbeschädigter" zu ersetzen.' 

Begründung 

Die Beibehaltung des Benehmens mit der 
Hauptfürsorgestelle ergibt sich aus der Be- 
gründung zum Änderungsvorschlag unter lfd. 
Nr. 4. 


6. Nr. 7 Buchstabe e (§ 8 Abs. 4) 
erhält folgende Fassung: 

,e) In § 8 Abs. 4 sind die Worte „auf Vorschlag 
der Flauptfürsorgestelle" durch die Worte 
„im Benehmen mit der Hauptfürsorgestelle" 
zu ersetzen.' 

Begründung 

Auf die Mitwirkung der Hauptfürsorgestellen 
kann nicht verzichtet werden, wobei allerdings 
ein Benehmen ausreichend ist. 
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7. Nr. 8 Buchstabe a (§ 9) 

a) Absatz 3 Satz 1 des Entwurfs erhält ein- 
gangs folgende Fassung: 

„Auf Antrag des Arbeitgebers kann das 
Landesarbeitsamt im Benehmen mit der 
Hauptfürsorgestelle die Ausgleichsab- 
gabe ..." 

Begründung 

Die Hauptfürsorgestellen sind für die Ver- 
waltung der Mittel der Ausgleichsabgabe 
zuständig. Es ist daher notwendig, die bis- 
her unbefriedigende Regelung bei der Her- 
absetzung und dem Erlaß der Ausgleichsab- 
gabe zugunsten einer stärkeren Beteiligung 
der Hauptfürsorgestelle zu ändern. 

b) Absatz 3 Satz 3 des Entwurfs ist zu strei- 
chen. 

Begründung 

Durch die Änderung des Satzes 1 wird 
Satz 3 entbehrlich. 


8. Nach Nr. 8 Buchstabe b 

ist folgender neuer Buchstabe c einzufügen: 

,c) Absatz 6 wird gestrichen. In Absatz 7 wer- 
den die Worte „und der Ausgleichsfonds 
bei dem Bundesausschuß der Kriegsbeschä- 
digten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge" 
gestrichen.' 

Begründung 

Die Verminderung der Zahl der Pflichtplätze 
durch die jetzt durchzuführende Gesetzesände- 
rung wird zumindest auf die Dauer zu einem 
Rückgang des Aufkommens der Ausgleichsab- 
gaben führen. Die Mittel werden dann für die 
Durchführung der in § 9 Abs. 5 Satz 1 vorge- 
sehenen Zwecke nicht mehr ausreichen. Unter 
diesen Umständen erscheint es zweckmäßig, 
daß die Abführung von 20 v. H. des Aufkom- 
mens an Ausgleichsabgaben, die in § 9 Abs. 6 
vorgesehen ist, entfällt, zumal bisher nicht 
festgestellt werden konnte, daß mit den Mit- 
teln des Ausgleichsfonds wesentliche Erfolge 
bei der „Förderung des Ausgleichs bei der 
Unterbringung Schwerbeschädigter und zur 
Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen, 
die den Interessen mehrerer Länder auf dem 
Gebiet der Arbeits- und Berufsförderung 
Schwerbeschädigter dienen" (§ 9 Abs. 6 Satz 1), 
erzielt worden sind. 

9. Nr. 11 Buchstabe d (§ 13 Abs. 3) 

Nach Satz 2 des Entwurfs wird folgender Satz 3 
eingefügt: 

„Er besitzt den gleichen Kündigungsschutz wie 
ein Mitglied des Betriebsrates oder des Perso- 
nalrates." 


Begründung 

Der Vertrauensmann besitzt z. Z. nur den all- 
gemeinen Kündigungsschutz. Es würde seine 
Unabhängigkeit fördern, wenn seine Stellung 
durch erweiterten Kündigungsschutz verstärkt 
würde. Der Vertrauensmann kann durchaus in 
die Lage kommen, eine andere Auffassung, 
z. B. aus Anlaß der Kündigung eines Schwer- 
beschädigten, als sein Arbeitgeber einnehmen 
zu müssen. 


10. Nr. 17 Buchstabe a (§ 23) 
erhält folgende Fassung: 

,a) In § 23 Abs. 1 treten an die Stelle des Wor- 
tes „Landesregierung" die Worte „Landes- 
regierung oder die von ihr bestimmte 
Stelle".' 

Begründung 

Es ist verfassungspolitisch unerwünscht, in 
Bundesgesetzen die Zuständigkeit von Landes-* 
behörden einer bestimmten Ebene vorzusehen. 

11. Nr. 22 (§ 32) 

erhält folgende Fassung: 

,22. In § 32 Satz 1 ist der Nebensatz „die auf 
Grund . . . bezogen werden" durch die 
Worte zu ersetzen „die wegen einer Schä- 
digung im Sinne des § 1 Abs. 1 oder aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Rentenversicherung der Angestellten oder 
der knappschaftlichen Rentenversicherung 
bezogen werden'" 

Begründung 

§ 32 in jetzt gültiger Fassung bringt klar zum 
Ausdruck, daß der schwerbeschädigte Arbeit- 
nehmer Anspruch auf volle tarifliche Ent- 
lohnung haben soll und daß deshalb auch die 
Rentenbezüge aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nicht auf die Entlohnung angerechnet 
werden dürfen. Auf diese bewährte Regelung 
kann zum Schutz der Schwerbeschädigten nicht 
verzichtet werden. 


12. Nach Nr. 23 

ist folgende neue Nr. 23a einzufügen 

,23a. Nach § 36 wird folgender neuer § 36a 
eingefügt; 

„§ 36a 

Für Amtshandlungen, die in Durchfüh- 
rung des Schwerbeschädigtengesetzes vor- 
genommen werden, sind Verwaltungsge- 
bühren und Auslagen nicht zu erheben." ' 

Begründung 

Bei der Durchführung des Schwerbeschädigten- 
gesetzes, insbesondere bei den Hauptfürsorge- 
stellen, sind bisher Verwaltungsgebühren und 
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Auslagen nicht erhoben worden, obwohl an 
sich nach den Verwaltungsgebührengesetzen 
der Länder diese Kostenfreiheit keineswegs 
zweifelhaft ist. In sehr vielen Fällen handelt 
es sich nämlich um Verwaltungsakte, die auf | 
Antrag oder Veranlassung von Einzelpersonen, i 
insbesondere der Arbeitgeber, ergehen und 
die nicht ausschließlich im öffentlichen Inter- 
esse liegen. Es erscheint zweckmäßig, dieser 
Verwaltungspraxis auch eine gesetzliche 
Grundlage durch Einfügung einer Vorschrift über 
Gebühren- und Auslagenfreiheit zu geben, die 
auch in verschiedenen anderen Sozialgesetzen 
enthalten ist. 


13. Nr. 25 (§ 41) 

a) Die Eingangsworte werden wie folgt geän- 
dert: 

,§ 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„( 1 ) . . 

b) In Buchstabe f des Entwurfs sind nach dem 
Wort „können'" die Worte „nur im Beneh- 
men mit dem Senat von Berlin erlassen 
werden und" einzufügen. 


Begründung 

Die durch die Neufassung vorgesehene Mit- 
wirkung des Senats von Berlin wird auch in 
der Regierungsvorlage in der Begründung an- 
erkannt. Es wird jedoch für erforderlich gehal- 
ten, diese Notwendigkeit gesetzlich fcstzule- 
gen, wie es bereits in anderen Gesetzen (z. B. 
Evakuiertengesetz) erfolgt ist. 

14. Zu Artikel V 

Folgender Absatz 3 ist anzufügen: 

„(3) Soweit im Schwerbeschädigtengesetz 
und den hierzu ergangenen Durchführungsver- 
ordnungen auf Vorschriften verwiesen wird, 
die im Saarland noch keine Geltung haben, 
treten bis zu deren Inkrafttreten die entspre- 
chenden, im Saarland geltenden Bestimmungen 
an ihre Stelle." 

Begründung 

Im Schwerbeschädigtengesetz wird auf Vor- 
schriften, wie z. B. das Bundesversorgungsge- 
setz, verwiesen, die im Saarland noch nicht 
gelten. Die Aufnahme dieser Anpassungsklau- 
sel ist daher erforderlich. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die in der Praxis entwickelte Übung, den Gleichge- 
stellten alle Rechte der Schwerbeschädigten einzu- 
räumen, ist von den bereits seit Jahren ohne Gleich- 
stellung in Wirtschaft und Verwaltung tätigen Min- 
derbeschädigten und Schwererwerbsbeschränkten, 
die in ihrer Erwerbsfähigkeit oft noch mehr als die 
neu in den Betrieb hereingekommenen Gleichge- 
stellten gemindert sind, als Unrecht empfunden wor- 
den. Wie in der Begründung ausgeführt, hat insbe- 
sondere die Gewährung des Zusatzurlaubs an 
Gleichgestellte bei den vorgenannten, bereits seit 
langem beschäftigten, nicht gleichgestellen Beschä- 
digten Mißstimmung und Verärgerung hervorge- 
rufen. Da im übrigen die von der Anwendung auf 
die Gleichgestellten im Regieriingsentwurf ausge- 
nommenen Vorschriften des Gesetzes nicht unmittel- 
bar den Zwecken der Gleichste! iung dienen, muß 
Artikel I Nr. 3 der Regierungsvorlage in vollem 
Umfange beibehalten werden. 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Ermächtigung der Bundesregierung, den Pflicht- 
satz für einzelne Verwaltungen, Wirtschaftszweige 
und Betriebsarten bis auf 2 v. H. statt bisher bis auf 
4 v. H. herabzusetzen, bezweckt, nach Möglichkeit 
auf die Herausnahme von Arbeitsplätzen bei Be- 
rechnung der Zahl der Pflichtplätze zu verzichten 
und den begrenzten Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Schwerbeschädigte in den Wirtschaftszweigen, die 
zur Erfüllung einer Quote von 4 v. H. nicht in der 
Lage sind, allein durch eine Ermäßigung der Pflicht- 
quote Rechnung zu tragen. Diese Regelung dient 
einmal der Verwaltungsvereinfachung, zum anderen 
erleichtert sie den Arbeitgebern und den Dienststel- 
len der Bundesanstalt sowie den Hauptfürsorgestel- 
len die Übersicht über die Erfüllung der Beschäfti- 
gungspflicht. Die Erweiterung der Ermächtigung 
steht mit der Frage der Befreiung der Arbeitgeber 
von der Ausgleichsabgabe in keinem Zusammen- 
hang. 

Zu 3.a) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


Zu 3.b) 

I Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maßgabe zu- 
I gestimmt, daß in § 3 Abs. 5 

: a) Satz 1 folgender Satz 2 angelügt wird: 

! rrVor einer Herabsetzung des PlÜchtsatzes auf 

i Vvmnigcr als 4 v. H. ist das Benehmen mit der 

j Hauptfürsorgestelle herzustellen.'', 

I b) im letzten Satz die Worte „von Amts wegen oder 
I auf den Vorschlag der Hauptfürsorgestelle" ge- 

j strichen werden, da bei Herstellung des Beneh- 

mens mit der Hauptfürsorgestelle deren Vor- 
schlagsrecht für einen Widerruf der Herabset- 
I zung entbehrlich isi. 

I 

! 

I Zu 4. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt, 
j B e g r ü n d u n g 

I Sov/ohl von den Dienststellen der Bundesanstalt als 
i auch von den Hauptfürsorgestellen ist die bis ins 
I einzelne gehende gesetzliche Regelung der Zusam- 
j menarbeit als eine unnötige Erschwerung ihrer Ver- 
j waltungsarbeit empfunden worden. Sie haben nach- 
1 drückt ich gefordert, diese Regelung aufzugeben, zu- 
! mal die Praxis längst darüber hinweggegangen ist. 
i Die Verpflichtung zur Zusammenarbeit ergibt sich 
j aus § 20 Abs. 1. Ihre Regelung sollte der Absprache 
der örtlichen und regionalen Dienststellen überlas- 
sen bleiben. Wenn sich in der Praxis Schwierigkei- 
ten ergeben sollten, die eine bundeseinheitliche Re- 
gelung erfordern, wird die Bundesregierung von der 
Ermächtigung, durch eine Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über die 
Zusammenarbeit der beiden Dienststellen zu erlas- 
sen (§ 39 Al3s. 1 Buchstabe i), Gebrauch machen. 

Zu 5. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Siche Begründung zu Nr. 4. 

Zu 6. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Siehe Begründung zu Nr. 4. 

Zu 7.a) und b) 

Dem Änderungsvorschlag würd zugestimmt. 


20 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 1256 


Zu 8. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugost imrnt. 
Begründung 

Selbst bei einem Rückgang des Aufkommens an 
Ausgleichsabgaben, mit dem nach Änderung des Ge- 
setzes gerechnet werden kann, muß der Ausgleichs- 
fonds erhalten bleiben, weil auf die Weiterführung 
der ihm übertragenen Aufgaben im Interesse der 
Eingliederung der Schwerbeschädigten nicht verzich- 
tet werden kann. Es trifft im übrigen nicht zu, daß 
bisher in dieser Richtung mit Hilfe des Ausgleichs- 
fonds wesentliche Erfolge nicht erzielt worden seien. 
Im Gegenteil sind z. B. zur Förderung des Woh- 
nungsbaues, der ausschlaggebend für die überbe- 
zirkliche Unterbringung Schwerbeschädigter ist, bis- 
her rd. 5 Mio DM zur Verfügung gestellt worden; 
damit werden allein im Rahmen des überbezirk- 
lichen Ausgleichs rd. 1000 Schwerbeschädigte woh- 
nungsmäßig zufriedenstellend untergebracht. Da- 
neben sind aus dem Ausgleichsfonds weitere 2,5 
Mio DM zur Errichtung bzw. zum Ausbau und zur 
Einrichtung von Ausbildungs- und Uinschulungs- 
stätten bereitgestellt worden, wodurch ebenfalls 
wesentliche Voraussetzungen für die berufliche Er- 
tüchtigung und Wiedereingliederung Schwerbeschä- 
digter geschaffen wurden. 

Zu 9. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Entsprechend § 13 des Gesetzes sind die Vertrau- 
ensmänner der Schwerbeschädigten in aller Regel 
selbst Schwerbeschädigte; sie genießen deshalb neben 


I dem allgemeinen Kündigungsschutz den besonderen 
I Kündigungsschutz der Schwerbeschädigten (§§ 14 ff.). 

1 Eine zwingende Notwendigkeit, dem Vortrauens- 
' mann darüber hinaus den weiteren Kündigungs- 
, schütz der Mitglieder des Betriebsrates oder des 
; Personalrates zuzugestehen, kann nicht anerkannt 
I werden. 

Zu 10. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestinimt. 

Zu 11. 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maßgabe zu- 
gestimmt, daß an die Stelle der Worte „oder aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter . . . bezogen 
werden" die Worte „oder aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen bezogen weiden" treten. 

Begründung 

Diese Fassung entspricht den Vv^ünschen des Bun- 
desrates, ist aber kürzer. 

Zu 12. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 13.a) und b) 

Den Änderungsvorschlägen wird ausnahmsweise 
wegen der besonderen Vorhältnlsse im Land Ber- 
lin, vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet, zuge- 
stimmt. 

Zu 14. 

I Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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